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Didaktik der Rassismuskritik für die  
Politische Bildung?! 
Karim Fereidooni

Einleitung

41, 4 % der Deutschen stimmen der folgenden Aus-
sage zu: „Muslimen sollte die Zuwanderung nach 
Deutschland untersagt werden“. 57,8 % der Deut-
schen stimmen der folgenden Aussage zu: „Ich 
hätte Probleme damit, wenn sich Sinti und Roma in 
meiner Gegend aufhalten“.

Die Studie von Decker et al. 2016 belegt, dass 
rassismusrelevantes Denken in der Mitte der Ge-
sellschaft verankert ist und dort (re)produziert wird. 
Vor diesem Hintergrund werden die o.g. Zustim-
mungswerte als Aufforderung interpretiert, die ras-
sismuskritische Gestaltung der Lehrer_innen(aus)
bildung in Forschung und Lehre zu betreiben. Wie 
dies geschehen kann und welche Kenntnisse und 
Maßnahmen hierfür notwendig sind, wird nachfol-
gend präsentiert.

1.	 Rassismuskritik ist notwendiges Professi-
onswissen

Mithilfe von Rassismus lässt sich der individuel-
le und gesellschaftliche Alltag strukturieren. Das 
hierzu angewendete Wissen wird als „rassistisches 
Wissen“ (Terkessidis 2004, 10) bezeichnet. Dieses 
Wissen stellt Individuen und Gesellschaften „ein 
Interpretationsangebot zum Verstehen sozialer 
Vorgänge (z.B. Arbeitslosigkeit) bereit und bietet 
ihnen eine Option, soziale Welt mittels rassistisch 
konstruierter Kategorien zu strukturieren“ (Scher-
schel 2006, 12). Das rassistische Wissen ist eben-
so wie das grammatikalische, pädagogische und 
wirtschaftliche Wissen eines Menschen, ein erwor-
benes Wissen. Demnach existiert das rassistische 
Wissen nicht qua Geburt, sondern qua Sozialisati-
on. Rassismus ist nicht irrational oder angeboren, 
es ist von Menschen gemacht und folgt einer Logik: 
Es dient als Legitimationsgrundlage, um Ungleich-
heitsverhältnisse etablieren und aufrechterhalten zu 
können. Bereits Kleinkinder besitzen rassistisches 
Wissen und benutzen dieses, um sich selbst und 
ihr soziales Umfeld zu kategorisieren (vgl. Eggers 
2005). 

Das rassistische Wissen wird beispielsweise 
mithilfe rassistischer Wörter (vgl. Arndt/Ofuatey-Ala-
zard 2011), Kinder- und Schulbücher (vgl. Mätschke 
2016. Marmer 2016 i.E.), Reiseliteratur (vgl. Stas-
zczak 2014) und der Medienberichterstattung (vgl. 
Lösing 2014) (re)produziert. Die Funktionslogik des 
Rassismus wird aufrechterhalten selbst oder gera-
de, wenn diese nicht explizit ausgesprochen wird. 

Damit ein Individuum bzw. eine Gesellschaft für 
das sozialisierte, in Alltags- und Gesellschaftsstruk-

turen inhärente, rassisti-
sche Wissen sensibilisiert 
werden kann und zudem 
gesellschaftlich damit be-
gonnen werden kann, die- 
ses Wissen zu dekonstru- 
ieren, ist rassismuskri-
tisches Wissen vonnö-
ten. Das rassismuskriti-
sche Wissen gilt es pro-
aktiv zu erwerben wie 
beispielsweise das Wis- 
sen um didaktische Prinzipien, Unterrichtsmetho-
den oder fachspezifische Wissensbestände. Ras-
sismuskritik sollte, genauso wie die Fähigkeit, Diag-
nostik oder individuelle Förderung zu betreiben, zum 
Grundrepertoire der professionellen Selbstkompetenz 
von (angehenden) Lehrer_innen gehören.

Demnach stellt rassismuskritisches Wissen einen 
für (angehende) Lehrer_innen notwendiges Professi-
onswissen dar, welches eines aktiven Lernprozesses 
bedarf. Dieser Prozess beinhaltet beispielsweise das 
Wissen um die wissenschaftliche Definition, Entste-
hungsgeschichte und Formen, den Nutzen und die 
Kosten des Rassismus. Für die Beschäftigung mit 
Rassismus(kritik) eignen sich die folgenden Über-
blickswerke: Arndt (2015). Fereidooni (2016) Ferei-
dooni/El (2016). Eggers et al. (2009).                   

Was ist Rassismus?

Philomena Essed (1992, 375) definiert Alltagsrassis-
mus als „eine Ideologie, eine Struktur und ein Pro-
zess, mittels derer bestimmte Gruppierungen auf der 
Grundlage tatsächlicher oder zugeschriebener bio-
logischer oder kultureller Eigenschaften als wesens-
mäßig andersgeartete und minderwertige ‚Rassen‘ 
oder ethnische Gruppen angesehen werden. In der 
Folge dienen diese Unterschiede als Erklärung dafür, 
dass Mitglieder dieser Gruppierungen vom Zugang 
zu materiellen und nicht-materiellen Ressourcen aus-
geschlossen werden“. Rassismus ist „eine spezielle 
Form der Diskriminierung, in der eine Hierarchisierung 
von Menschengruppen aufgrund ihrer Hautfarbe oder 
Herkunft vorgenommen wird“, während bei der Diskri-
minierung, „anders als beim Rassismus, jede Person 
jederzeit aus unterschiedlichsten Gründen Opfer von 
Diskriminierungen werden kann (z.B. wegen (…) sexu-
eller Orientierung, (…) weil Frau, weil Mann, weil Che-
fin, weil Putzmann, weil zu klein/zu groß, weil zu dick/
zu dünn, weil zu wenig hübsch, weil zu hübsch etc.)“ 

*	 Dr. Karim Fereidooni ist Juniorprofessor für Didaktik 
der Sozialwissenschaftlichen Bildung an der Ruhr-
Universität Bochum. 
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(Bundschuh 2010, o.S.). Demnach sind Diskriminierun-
gen, im Gegensatz zu Rassismus, nicht an die Konst-
ruktion einer „anderen Herkunft“ gebunden, sondern 
nehmen allgemein-personenbezogene Merkmale zum 
Anlass der Ungleichbehandlung. 

Wann und wie entstand Rassismus?

Der scheinbar „wissenschaftliche“ Rassismus entstand 
im Zeitalter der Aufklärung in Europa, durch die Eintei-
lung von Menschen in unterschiedliche Gruppen, das als 
Rassifizierung bezeichnet wird. Wollrad (2005, 14) defi-
niert Rassifizierung wie folgt: „Weiße1 europäische Philo-
sophen, Anthropologen und Ethnologen haben nicht aus 
schlichter Ordnungsliebe Kategorien zur Klassifikation 
der gesamten Menschheit eingeführt, sondern die Ord-
nung wurde in Form einer Hierarchisierung gestaltet, de-
ren Kern in der Selbstpositionierung der Erfinder an der 
Spitze der Hierarchie bestand“. Diese Hierarchisierung 
von Menschen nach scheinbar „objektiven“ Kriterien, wie 
beispielsweise der Hautfarbe,2 geschah, um die aus-
beuterische und mörderische Kolonialisierung und den 
„black holocaust bzw. die Maafa“3 legitimieren zu kön-
nen. Die rassismusrelevante Hierarchisierung von Men-
schen dient(e) somit als „Legitimationslegende“, [welche, 
Anm.d.Verf.] „die Tatsache der Ungleichbehandlung von 
Menschen ‚rational‘ zu erklären versucht[e], obgleich die 
Gesellschaft [im Zeitalter der Aufklärung, Anm.d.Verf.] 
von der prinzipiellen Gleichheit aller Menschen [ausging, 
Anm.d.Verf.]“ (Rommelspacher 2005, 1). 

Welche Formen des Rassismus existieren?

Während der klassische Rassismus, mit seinen Ur-
sprüngen in der Aufklärung, eine hierarchische Unter-
scheidung zwischen unterschiedlichen ‚Rassen‘ vor-
nimmt und die „weiße“ ‚Rasse‘, der ‚gelben‘, ‚roten‘ und 
‚schwarzen Rasse‘ als überlegen betrachtet (vgl. Kant 
1968, 11 und 431f. zitiert nach Mosse 2006, 54f.) oder 
eine genetische Unterscheidung zwischen „Ariern“ und 
„Juden“ behauptet (vgl. Chamberlain 1934, 65f. zitiert 
nach Mosse 2006, 128f.), argumentiert der Neo-Ras-
sismus bzw. der Kulturrassismus mit der Unterschei-
dungskategorie „höher- bzw. minderwertiger“ Kulturen 
sowie der „Unvereinbarkeit von Kulturen“ (vgl. Balibar 
2002). Kultur beinhaltet in diesem Zusammenhang u.a. 
die zugeschriebene oder faktische Konfession, sodass 
„gegenwärtig (…) kulturell begründete Spaltungen in der 
bundesdeutschen Einwanderungsgesellschaft durch die 
öffentlich praktizierte Dichotomisierung von Muslimen 
und Nicht-Muslimen“ präsentiert werden, „bei der Mus-
lime als potenziell bedrohlich“ (Messerschmidt 2011, 51) 
dargestellt werden. Neben der Konfession und deren 
alltagspraktische Manifestation z.B. durch religiöse Klei-
dungs- und Essensvorschriften, sind die Abwertung von 
Sprache und Staatsangehörigkeit rassismusrelevante 
Unterscheidungsmerkmale des Neo-Rassismus. 

Ist es Rassismus, wenn es unintendiert geschieht?

In der Realität existieren rassistisches und rassismus-

1	 Es existieren keine „Rassen“ im biologischen 
Sinne, wohl aber sozial konstruierte Rassen. 
„‘Schwarz‘ bezeichnet hier eine politische Ka-
tegorie im Sinne einer ‚Identität der Unterdrü-
ckungserfahrungen, die alle Gruppen von peo-
ple of color einschließt‘“ (Piesche, 1999, 204) 
und verweist auf das Widerstandspotential, das 
in der selbstbewussten Bezeichnung Schwar-
zer Menschen seinen Ausdruck findet. „[Weiß, 
Anm.d.Verf.] bezeichnet ebenfalls eine politi-
sche Kategorie, allerdings im Sinne von Mach-
terfahrungen solcher Menschen, die als [weiß, 
Anm.d.Verf.] konstruiert sind und denen meist 
diese Macht gar nicht bewusst ist“ (Wollrad, 
2005, 20). In Anlehnung an Eggers et al. (2009, 
13) wird Schwarz großgeschrieben, während 
weiß klein und kursiv geschrieben wird, „um den 
Konstruktionscharakter markieren zu können 
und diese Kategorie ganz bewusst von der Be-
deutungsebene des Schwarzen Widerstandspo-
tenzials, das von Schwarzen und People of Color 
dieser Kategorie eingeschrieben worden ist, ab-
zugrenzen“.

2	 Arndt (2014, 21) ist der Ansicht: „Wir sehen 
‚Hautfarben‘, weil der Rassismus dieses Sehen 
erfunden und in Wissen verwandelt hat“.

3	 Der Begriff Maafa „kommt aus dem Kiswahili, 
bedeutet ‚Katastrophe, große Tragödie, schreck-
liches Ereignis‘ und bezeichnet die komplexe 
interdependente Gemengelage von Sklaverei, 
Imperialismus, Kolonialismus, Invasion, Unter-
drückung, Entmenschlichung und Ausbeutung 
(…) und (…) präsentiert sich (…) als widerständi-
ge Bezeichnung, die sowohl die fünfhundertjäh-
rige Geschichte weißer Gewalt (…) beschreibt 
als auch den Blick für die vielgestaltigen Wider-
stands- und Emanzipationsformen von Schwar-
zen Menschen auf dem afrikanischen Kontinent, 
in den Amerikas und in Europa öffnet. (…) Maafa 
und African/Black Holocaust werden (…) syno-
nym gebraucht“ (Ofuatey-Alazard 2011, 594).      

kritisches Wissen parallel nebeneinander, worauf 
Scherschel hinweist: „Die Verwobenheit von rassis-
tischer Konstruktion und ihrer gleichzeitigen selbst-
kritischen Problematisierung lässt (…) einen reflek-
tierten Rassismus zu Tage treten, der sich dadurch 
auszeichnet, dass aufklärerische und rassistische 
Ideologeme zugleich kommuniziert werden kön-
nen, mithin Rassismus und Selbstkritik in gleichem 
Atemzug vorkommen“ (ebd. 2006, 172). Demnach 
schließt „Nettsein bzw. intelligent sein“ das Denken 
bzw. Äußern von rassismusrelevanten Sachverhal-
ten nicht aus. Broek merkt an,  „daß Menschen nicht 
bewusst rassistisch sein wollen, bedeutet nicht, daß 
sie es nicht sind“ (ebd. 1993, 93).

Alltagsrassimus ist in der Regel nicht intendiert, 
aber trotzdem problematisierungswürdig. Beispiels-
weise sollte folgende Schüler_innenäußerung: „Ich 
bin froh, dass die Ausländer bzw. Migranten hier-
sind, weil sie die Arbeiten machen, die die Deut-
schen nicht machen möchten“ in ihrer Verwoben-
heit von Rassismus und Klassismus thematisiert 
werden.  
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Wer ist von Rassismus betroffen?

Alltagsrassismus beschädigt die Integrität aller 
Menschen; so auch von Menschen, die scheinbar 
von Rassismus (un)bewusst profitieren. Zwar ist 
darauf hinzuweisen, dass rassismusspezifische 
Erfahrungen von weißen Deutschen in Quantität 
und Qualität nicht mit jenen von Schwarzen Deut-
schen bzw. Deutschen of Color vergleichbar sind, 
doch neben dem (un)sichtbaren Nutzen von Ras-
sismus, der sich in Privilegien in Bezug auf einen 
„vereinfachte[n] Zugang zur Gesundheitsvorsorge, 
Chancen auf höhere Bildung, die Möglichkeit Nor-
men zu setzen, das Recht auf Anonymität, [den 
Luxus sich den Zeitpunkt und die Form der Be-
schäftigung mit Rassismus aussuchen zu können, 
Anm.d.Verf.]“ (Yeboah 2016, 155) äußert, existieren 
die in offener bzw. klandestiner Form auftretenden 
Kosten des Rassismus für alle Menschen, die in 
rassismusrelevanten Gesellschaftsstrukturen le-
ben. Während der Alltagsrassismus auf Seiten von 
Schwarzen Deutschen bzw. Deutschen of Color 
u.a. zur Gefährdung des physischen Überlebens 
und zur Deprivilegierung bezüglich des Zugangs 
zum Arbeits-, Bildung-, Gesundheitsversorgung- 
und Wohnungsmarkt führen kann, äußern sich die 
Kosten des Rassismus für weiße Deutsche in Form 
von „negativen psychosozialen Konsequenzen, die 
weiße aufgrund der (Re)produktion von Rassismus 
erfahren. Diese Konsequenzen betreffen ihre affek-
tiven und kognitiven Fähigkeiten, sowie Verhaltens-
muster (…). Beispiele (…) sind Schuld- und Scham-
gefühle, irrationale Angst vor Schwarzen und PoC, 
Ignoranz und verzerrte Vorstellungen in Bezug auf 
Rassismus, Unwissen über ihre Identität als Wei-
ße, eingeschränkte bis fehlende Kompetenz, in ei-
ner differenzsensiblen Welt zu leben u. a. (Yeboah 
2016, 155). 

2.	 Distanzierungsmuster in Bezug auf Rassis-
mus 

 
Die Ursache für einen bagatellisierenden Umgang 
mit dem Thema Rassismus in der Schule liegt un-
ter anderem daran, dass es in der deutschen Ge-
sellschaft nach wie vor schwierig ist, Handlungen 
und Sinnbezüge, die rassismusrelevant sind, zu 
beschreiben, diese als solche zu benennen und da-
gegen vorzugehen. Ursächlich hierfür ist sicherlich 
auch das Selbstverständnis der BRD als postnatio-
nalsozialistischer Staat, in dem, laut Messerschmidt 
(2011), (1) das Benennen und nicht das Erleben 
von Rassismus skandalisiert wird, (2) Rassismus 
vornehmlich als Problem von Rechtsextremisten 
verortet und nicht als in sämtlichen Gesellschafts-
strukturen inhärenter Mechanismus betrachtet wird, 
(3) Rassismus als  Kulturalisierung und nicht als-
biologistischer Rassismus zu Tage tritt, der subtil 
ist, (4) Rassismus in die Zeit von 1933-1945 ver-
schoben wird, sodass geleugnet werden kann, dass 
auch gegenwärtig Rassismus in der hiesigen Ge- 

4	 Bezüglich des Umstandes, dass es als durchaus legitim 
erscheinen kann, wenn die individuelle Erfahrung Ein-
fluss auf wissenschaftliche Konzepte hat, sei auf Kurt 
Gerhard Fischer, Hermann Giesecke und Wolfgang Hilli-
gen verwiesen, die ihre Erfahrungen mit dem Nationalso-
zialismus, dem Zweiten Weltkrieg und der bundesdeut-
schen Nachkriegszeit in ihre jeweilige politikdidaktische 
Theoriekonzeption haben einfließen lassen (vgl. May/
Schattschneider 2011). Deshalb ist zu fragen: Warum 
wird gegenwärtig suggeriert, dass alltäglich erlebte Ras-
sismuserfahrungen von Schüler_innen und Lehrenden 
of Color bzw. Schwarzen Schüler_innen und Lehrenden 
nicht Gegenstand von sozialwissenschaftlichem Unter-
richt sowie Forschung und Lehre sein kann?  

5	 Der Verfasser dieses Beitrags plant gegenwärtig die Her-
ausgabe eines Sammelbandes, in dem sich Fachdidakti-
ker_innen unterschiedlicher Disziplinen mit rassismusre-
levanten Sachverhalten ihrer Fächer auseinandersetzen 
und rassismuskritische Gegenentwürfe in Form von Un-
terrichtsplanungen darstellen.

sellschaft eine Rolle spielt. 
Diese gesellschaftlichen Distanzierungsmuster tra-

gen dazu bei, dass Rassismus in der Schule entweder 
heruntergespielt oder abgewehrt wird. Demnach „(…) se-
hen sich [Personen mit Rassismuserfahrungen, Anm. d. 
Verf.] (…) regelmäßig mit einem Phänomen konfrontiert, 
für das es zum einen (…) keinen legitimierten Definitions- 
und Deutungsrahmen gibt und das zum anderen oftmals 
nur von ihnen als problematisch erfahren wird, für vie-
le Personen ihres Umfeldes aber unbekannt bleibt und/
oder in seiner Relevanz abgewehrt wird“ (Scharathow, 
2014, S. 419).4 

Vor diesem Hintergrund muss zum einen konstatiert 
werden, dass Rassismuskritik eine lebenslange Aufgabe 
ist, weil alle Personen in der hiesigen Gesellschaft mit 
rassismusrelevanten Wissensbeständen sozialisiert wor-
den sind. Zum anderen muss festgestellt werden, dass 
eine rassismusfreie Gesellschaft bzw. Schule eine Uto-
pie ist. Erreicht werden kann zwar die rassismuskritische 
Sensibilisierung von Individuen und gesellschaftlicher 
Strukturen, doch Rassismus verschwindet niemals gänz-
lich aus dem kulturellen Gedächtnis von Personen und 
Gesellschaften. 

Der Antrieb, sich in Bezug auf Rassismus zu sensibi-
lisieren, sollte ebenso wie die Sensibilisierung in Bezug 
auf andere Legitimierungsgrundlagen sozialer Ungleich-
heit – wie beispielsweise Sexismus – intrinsisch sein 
und demnach aus eigenem Interesse betrieben werden. 
Rassismuskritik sollte nicht in dem Glauben betrieben 
werden, etwas Gutes für andere zu tun, sondern in dem 
Bewusstsein, die eigene Person positiv zu verändern. 

3.	 Rassismusrelevanz des Unterrichtsfaches erfor-
schen und thematisieren 

Rassismuskritik kann in Bezug auf alle Fachdidaktiken 
und Unterrichtsfächer angeführt werden.5 

Die Fachdidaktik Sozialwissenschaften könnte 
sich der politischen Geschichte der jungen BRD wid-
men und Karrierebiographien von ehemaligen Natio-
nalsozialisten wie Kurt Georg Kiesinger oder die (ru- 
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dimentäre) Vergangenheitsbewältigung staatlicher 
Behörden wie die des Auswärtigen Amtes oder des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz thematisie-
ren. Zudem könnten Materialien, die im Unterricht 
angefertigt werden bzw. Schulbücher rassismus-
kritisch untersucht werden. Des Weiteren sollte der 
vergangene und gegenwärtige rechte Terrorismus, 
der sich in Form von Anschlägen auf Wohnheime 
geflüchteter Menschen oder die Verfolgung und Er-
mordung von Personen, die sich gegen Rassismus 
einsetzen, äußert, Gegenstand der universitären 
Lehre und des schulischen Unterrichts sein. Des 
Weiteren sind politische Bestrebungen rassismus-
kritischer Initiativen und Bürgerrechtsbewegungen, 
die sich für die Umbenennung rassistischer Stra-
ßennamen bzw. Straßennamen von Kolonisatoren 
einsetzen, als Gegenstand für den Unterricht des 
Faches Sozialwissenschaften interessant (vgl. Initi-
ative Schwarze Deutsche 2014).

Des Weiteren sollten sich Lehrkräfte des Faches 
Sozialwissenschaften im Unterricht aktiv mit der 
rassismusrelevanten Programmatik der Alternati-
ve für Deutschland und den Äußerungen von AfD-
Mitglieder_innen proaktiv auseinandersetzen. Das 
Totschweigen der AfD und deren Äußerungen, ist 
kein wirksames Instrument, um der rassismusrele-
vanten Programmatik und der demokratiefeindliche 
Sichtweise ihrer Mitglieder zu begegnen. 

Zudem könnten der Wohlstandschauvinismus 
und die Etabliertenvorrechte, die in den folgenden 
Schüler_innenäußerungen zu Tage treten analy-

siert werden: „Die Flüchtlinge nehmen uns die Ar-
beitsplätze weg“ und „Ich bin froh, dass die Auslän-
der bzw. Migranten hier sind, denn die machen die 
Arbeit, die wir nicht machen möchten“. 

Ferner könnten unterschiedliche Konzepte in 
Bezug auf die gesellschaftliche Diversität und das 
Staatsbürgerschaftsrecht, das Ausländerrecht so-
wie die Rechte von geflüchteten Menschen thema-
tisiert werden.    

4.	 Fazit

Weil alltagsrassistisches Wissen in Gesellschaft 
und Schule (re)produziert wird, ist die Anerkennung 
von Rassismuskritik als notwendiges Professions-
wissen in der Lehrer_innen-(ausbildung) vonnöten, 
um die fachdidaktischen und unterrichtsspezifi-
schen Sachverhalte rassismuskritisch zu analysie-
ren und vermitteln zu können. Zu diesem Zweck 
müssen sich Individuen, die bislang (unbewusst) 
von rassismusrelevanten Strukturen profitiert ha-
ben, mit eigenen Distanzierungsmustern in Bezug 
auf Alltagsrassismus auseinandersetzen. Erst in ei-
nem dritten Schritt und nachdem sich (angehende) 
Lehrer_innen rassismuskritisches Wissen angeeig-
net haben, kann und sollte damit begonnen werden, 
dieses Wissen im Unterricht einfließen zu lassen, 
um unterrichtliche Gegenstände rassismuskritisch 
zu thematisieren.      
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Das Feriensprachcamp in Bergen - ein Vehikel zur  
Förderung von Partizipation
Philipp Legrand *

*	 Philipp Legrand ist Dipl.-Sozialwiss., Integrations-
beauftragter und Leiter der Koordinierungsstelle 
Jugend stärken im Quartier der Stadt Bergen

1.	 Einleitung

Im vergangenen Jahr 
wurde in der Stadt 
Bergen ein einwöchi-
ges Feriensprachcamp 
in den Sommerferien 
durchgeführt. Es rich-
tete sich an bis zu  
30 Grundschulkinder, 

die die erste bis vierte Klasse besuchten.
Im Rahmen des Feriensprachcamps sollten Kin-

der spielerisch beim praxisnahen Erleben lernen. 
Neben Sprachkompetenzen wurden soziale Kom-
petenzen, wie Teamfähigkeit, Toleranz, Empathie 
und Selbstvertrauen gefördert. Ziel war es, die par-
tizipatorischen Möglichkeiten der teilnehmenden 
Kinder – u.a. auch über die Förderung sprachlicher 
Kompetenzen - insgesamt zu erweitern. Das Pro-
gramm war didaktisch und methodisch vielfältig, 
um den individuellen Interessen einer heterogenen 
Gruppe Rechnung zu tragen. 

Das Projekt wurde von der Niedersächsischen 
Lotto-Sport-Stiftung und der Stadt Bergen gefördert 
und fachlich vom Institut für Bildung und Erziehung 
gGmbH begleitet. 

2.	 Was sind Feriensprachcamps?

Feriensprachcamps sind ein ergänzendes Instru-
ment eines schulischen Sprachförderkonzeptes. 
Zielgruppen können Kinder und Jugendliche sein. 
Feriensprachcamps orientieren sich an der Begeis-
terungsfähigkeit von Kindern bzw. Jugendlichen. 
Sie können in den Osterferien, Sommerferien oder 
Herbstferien stattfinden und bieten Kindern bzw. 
Jugendlichen eine besondere Woche des Erlebens, 
in der Sprache im Mittelpunkt steht und Syntax, 
Morphologie sowie phonologische Bewusstheit 
weiterentwickelt werden. Feriensprachcamps sind 
kein Sonderprogramm für Kinder mit Migrationshin-
tergrund – wenn auch die meisten beteiligten Kin-
der einen Migrationshintergrund aufweisen – denn 
dann wären sie ausschließlich defizitorientiert und 
würden als Sonderprogramm selbst diskriminie-
ren. Feriensprachcamps sind offen für alle Kinder 
und bieten eine sprachanregende Umgebung in 
der Kinder partizipatorische Handlungsmöglich-
keiten im Kontext individueller Sozialisationspro-
zesse ausbauen. Sie sind bildungsambitioniert, da 
sie Lebenswelten der Kinder erweitern und sich an 
den Interessen sowie Alltagsaktivitäten der Kinder 
orientieren. Das soziale Lernen in Gruppen wird 
gefördert; Kinder sammeln selbstbestimmte sozi-
ale Erfahrungen. Feriensprachcamps fördern die 

Selbstwirksamkeitsüberzeugung der Kinder in der 
Gruppe („ich kann etwas bewirken“), die (sprachli-
che) Reflektion des Geschehenen mit anderen und 
das Aushandeln von Interessenskonflikten. 

3.	 Sozialisation und Partizipation

In den 60er Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
gewann das Thema Partizipation signifikant an Be-
deutung. In diesem Kontext rückten Bedarfe und In-
teressen der Kinder verstärkt in den pädagogischen 
Blickpunkt. Auf unterschiedlichen Ebenen wurde 
versucht, Mitwirkungsoptionen wie beispielsweise 
in Schulen verstärkt zu offerieren. 

Bezugnehmend auf das Salutogenesekonzept 
von Antonovsky (1997) kann der Mensch als aktiver 
Gestalter seiner Lebenswelt wahrgenommen wer-
den. Je besser man seine Lebenswelt versteht und 
auf sie Einfluss nehmen kann, desto höher ist auch 
das individuelle Wohlbefinden (Kohärenzgefühl). 
Nachfolgend aufgeführte Aspekte sind für die Bil-
dung dieses Kohärenzgefühls bedeutsam: 

1.	 Das Verständnis zwischen der inneren und 
äußeren Welt (Verstehbarkeit)

2.	 Das Gefühl des Zutrauens in die eigenen 
Möglichkeiten (Handhabbarkeit)

3.	 Das Empfinden von Sinnhaftigkeit über das 
eigene und gesellschaftliche Leben (vgl. 13. 
Kinder- und Jugendbericht der Bundesregie-
rung: 56-60; Gaiser, Gille 2014: 96). 

Konstatieren lässt sich eine Fokussierung auf 
die Relevanz des aktiven Gestaltens im Zusam-
menhang von Partizipation. So sind pädagogische 
Handlungsansätze immer auf die Lernenden und 
deren Selbstständigkeit angewiesen. „… die Förde-
rung von Partizipation ist somit eine genuine Auf-
gabe der Lehr- und Fachkräfte“ (Gaiser, Gille 2014: 
96). Partizipation berührt zum einen den Aspekt der 
Emanzipation gegenüber Institutionen sowie Syste-
men und zum anderen die soziale Integration (Gai-
ser, Gille 2014: 96, 97).

Im Rahmen des Sozialisationsprozesses voll-
zieht sich die soziale Integration eines Individuums 
in die pluralistische Gesellschaft. Dieser Prozess 
ermöglicht es einem, sozial zu handeln und sich 
aktiv an der Gestaltung des gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens zu beteiligen bzw. zu partizipieren 
(vgl. Grundmann 2006: 9). Die politische Soziali-
sation kann als ein „Entwicklungsprozess, in dem 
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Kinder (…) politische Orientierungen, Normen und 
Handlungsweisen in der Interaktion mit ihrer neuen 
Umwelt erleben“, verstanden werden (Hopf, Hopf 
1997: 7). Demzufolge spielen bei der Sozialisation 
von Kindern deren direkte Umwelt sowie Werte und 
Normen einer Gesellschaft eine entscheidende Rol-
le.

Die Darstellungen zu Partizipation und Sozi-
alisation implizieren, dass Partizipation „gelernt“, 
„praktiziert“ und „erfahren“ werden muss. Mit zu-
nehmendem Alter erhöhen sich bei Kindern in der 
Regel die Partizipationsoptionen beispielsweise in 
Form von Kleiderauswahl oder Freizeitgestaltung 
(Gaiser, Gille 2014: 97, 101). 

4.	 Projektumsetzung 

Im Vorfeld der Programmwoche fanden immer zum 
Zwecke der Vorbereitung häufige Austauschtreffen 
statt, die eine gesellschaftliche Verzahnung auch 
über das eigentliche Camp-Geschehen begünstig-
ten. Teilgenommen haben Schulleiter der hiesigen 
Grundschulen und die pädagogischen Begleiter 
des Feriensprachcamps sowie Mitarbeiter der Ju-
gendpflege. 

Gemeinsam wurden die einzelnen methodi-
schen und didaktischen Projektbausteine diskutiert 
und vorbereitet. Den Kriterien der Validität, Reliabili-
tät und Objektivität wurde Rechnung getragen. Ins-
besondere Methoden der Sprachunterstützung und 
-förderung wurden eingesetzt. Anwendung fanden 
beispielsweise Emotion Cards, Übungen, Präsen-
tationen  und Exkursionen. 

Bei einem Elternabend wurden das Programm 
vorgestellt und Fragen der Eltern beantwortet sowie 
ehrenamtliche und hauptamtliche Begleiter kennen-
gelernt.

Das Feriensprachcamp fand in der letzten Fe-
rienwoche vom 24.8. bis 30.8.2015 in Bergen 
statt. Morgendlicher Treffpunkt war eine hiesige 
Grundschule. Täglich wurde ein pädagogisches 
Programm zwischen 9 und 16 Uhr inklusive Mittag-
essen und Obstsnacks angeboten. Insgesamt nah-
men 26 Kinder am Feriensprachcamp teil. Gelernt 
und gearbeitet wurde in einer heterogenen Gruppe 
mit Kindern mit und ohne Migrationshintergrund. 
Teilnehmende Kinder waren heterogen bezüglich 
Sprachkompetenz, Herkunft, sozioökonomischem 
Status und Alter. Für eine Teilnahme am Ferien-
sprachcamp wurde in erster Linie über die Schulen 
und die jeweiligen Lehrer geworben. 

Neben einem sprachbewussten und selbstrefle-
xiven Kennenlernen am Montag fand im Sinne des 
Team-Building-Prozesses eine Übung aus dem Be-
reich „Naturerleben statt. Bereits zu Beginn konnte 
hierüber das Gefühl des Zutrauens in die eigenen 
Möglichkeiten und das Verständnis zwischen der in-
neren und äußeren Welt – zwischen dem „Ich“ und-
dem „Wir“ - eines jeden gefördert werden. Im Rah-
men von Team-Building-Prozessen erleben Kinder 
Selbstwirksamkeit und erfahren, was es bedeutet, 

auf eine Gruppe einzuwirken, mit zu gestalten und 
zu partizipieren. Ferner wurden zu Beginn Werte 
und Regeln für die Woche gemeinsam besprochen.

Mittags besuchte als Schirmherr der Bürger-
meister der Stadt Bergen das Feriensprachcamp, 
um viele Fragen der Kinder zu gesellschaftlichen 
Themen zu beantworten. Das Ansprechen gesell-
schaftlicher Themen förderte das Empfinden von 
Sinnhaftigkeit über Erlebtes in einem gesellschaft-
lichen Kontext.

Die Kinder teilten sich zu Anfang der Woche in 
zwei Gruppen, die „Forscher“ und die „Entdecker“ 
auf. 

Immer wieder wechselten sich „Forscher“ und 
„Entdecker“ mit Teamtraining und Sprachtrainings-
einheiten ab. Themen der Sprachförderung waren 
immer auf die erlebnispädagogischen Elemente ab-
gestimmt.

Hierzu gehörte eine Stadtrallye, ein gemeinsa-
mes Kochen in Kooperation mit dem LandFrauen 
Verein Bergen, Fahrradfahren mit Unterstützung 
des Motorsportclubs Bergen e.V., ein Besuch im 
Universum in Bremen und weitere sportliche Akti-
vitäten wie etwa Tanzen, Fußballspielen und das 
Klettern im Niedrigseil-Parcours-Garten.

Das Camp wurde hauptamtlich von einer 
Sprachpädagogin der Volkshochschule Celle und 
einem Erlebnis- sowie Theaterpädagogen von as-
courage sowie dem Integrationsbeauftragten der 
Stadt Bergen begleitet. 

Weiterhin haben Jugendliche mit Jugendgrup-
penleiterausbildung und ehrenamtlich Tätige mit In-
tegrationslotsenausbildung das Feriensprachcamp 
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pädagogisch umgesetzt. Durch den hohen Betreu-
ungsschlüssel konnte eine binnendifferenzierte 
Förderung erreicht werden. Insgesamt haben 10 
betreuende Personen das Feriensprachcamp die 
Woche über begleitet. Hinzu kommen noch Akteu-
re aus den beteiligten Vereinen, die das Programm 
bereichert haben.

Die am Ende der Woche durchgeführte Ab-
schlusspräsentation ließ die Teilnehmenden ihr zu-
vor Erlerntes in Gegenwart von Publikum anwen-
den. Das Zutrauen in die eigenen Möglichkeiten 
konnte in diesem Zusammenhang und im Kontext 
der gesamten Woche gestärkt werden. Zu guter 
Letzt wurde jedem Teilnehmer eine Urkunde über-
reicht und der Titel „Sprachexperte“ verliehen – ein 
wertschätzender und selbstwertstärkender Ab-
schluss. 

Im Rahmen eines Reflexionstreffens und er-
folgter Reflexionsgespräche mit den jeweiligen 
Schulleitern fanden Rückkopplungsprozesse statt, 
um die Entwicklung der Kinder zu diskutieren und 
die Wirkung des ersten Feriensprachcamps in der 
Stadt Bergen zu analysieren. Viele Kinder haben 
Sprachkompetenzen weiterentwickelt und ein hö-
heres Selbstvertrauen erworben. Außerdem konn-
ten durch den Einbezug der Eltern im Rahmen des 
Projekts neue Ehrenamtliche für den integrativen 
Bereich gewonnen werden. 
Das Feriensprachcamp als Projekt des ganzheitli-
chen Lernens schaffte einen Raum zur Initiierung 
fruchtbarer Lernprozesse, in denen Partizipation 
im gruppenspezifischen Kontext unter Berücksich-
tigung gemeinsam erarbeiteter Werte und Normen 
gelernt, erlebt sowie erfahrbar wird – auch über

die eigentlichen Grenzen des Feriensprachcamps 
hinaus. Partizipationsmöglichkeiten wurden im 
Rahmen der Projektumsetzung immer wieder be-
wusst in verschiedenen Formen eröffnet (was will 
ich tanzen? was will ich essen? wann will ich mich 
zurückziehen? usw.). Kinder gestalteten „ihr“ Feri-
ensprachcamp aktiv mit. Die gemeinsame Erlebnis-
woche unter Einbezug vieler regionaler Akteure und 
einer aktiven Elternarbeit förderte vielfältige soziale 
Integrationsprozesse. 

Auch in diesem Jahr findet wiederum ein Feri-
ensprachcamp in den Sommerferien statt und wird 
diesmal von der Niedersächsischen Lotto-Sport-
Stiftung, der Klosterkammer Hannover, dem Nie-
dersächsischen Ministerium für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung, der Bürgerstiftung Region 
Bergen und der Stadt Bergen gefördert.
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Nachhaltiger Konsum als Bildungsherausforderung: 
Perspektiven für die Gestaltung von Schule und Unterricht 
Daniel Fischer *

*	 Daniel Fischer ist Juniorprofessor für Nachhaltigkeitswissen-
schaft an der Leuphana Universität Lüneburg. Die Schwer-
punkte seiner Arbeitsgruppe SuCo² sind nachhaltiger Kon-
sum und Nachhaltigkeitskommunikation. Der vorliegende 
Text ist ein gekürzter und ergänzter Auszug aus der Disser-
tationsschrift des Autors zum Thema „Der Beitrag von Schu-
le zur Bewältigung der globalen Konsumherausforderung: 
konzeptionelle Klärungen und empirische Potentiale im 
Spannungsfeld zwischen Erziehungs- und Nachhaltigkeits-
wissenschaft“. 

Abstract Deutsch:
Nachhaltiger Konsum stellt ein Schlüsselproblem unserer Zeit dar. Ausgehend von der 
Darstellung der jüngeren wissenschaftlichen Diskussion zu nachhaltigem Konsum geht 
der Autor der Frage nach, welchen Beitrag Schule leisten kann und darf, um ihn zu för-
dern. Dazu werden aus bildungssoziologischen und bildungstheoretischen Arbeiten An-
satzpunkte herausgearbeitet, in ihrer praktischen Anwendung im Rahmen eines Schulent-
wicklungsprojektes illustriert und abschließend Perspektiven für die zukünftige schulische 
und unterrichtliche Auseinandersetzung mit Fragen des nachhaltigen Konsums skizziert. 

Abstract English: 
Sustainable consumption is a key problem of our times. Drawing on an exploration of the 
recent scholarly debate about sustainable consumption, the author investigates what
schools can and may contribute to its promotion. The paper engages with seminal works 
from educational sociology and theory, illustrates their practical implication in the context of a school development project and 
outlines perspectives for the future engagement with questions of sustainable consumption in school and school subjects.  

1.	 Die globale Konsumherausforderung im Zei-
chen der Nachhaltigkeit

Der Begriff des nachhaltigen Konsums hat seit sei-
ner „Erfindung“ Mitte der 1990er Jahre eine steile 
Karriere hinter sich und wird heute in der Wissen-
schaft, der Politik und der breiten Öffentlichkeit 
diskutiert. Seine Wurzeln liegen in der Diskussion 
um das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung, 
wie es als alternatives Entwicklungsparadigma von 
der 1983 von den Vereinten Nationen eingesetzten 
Kommission für Umwelt und Entwicklung geprägt 
wurde. Der Abschlussbericht der Kommission, dem 
nach ihrer Vorsitzenden benannten „Brundtland-
Bericht“, liefert einen ausführlichen Begründungs-
zusammenhang dafür, dass ökologische Entwick-
lung nicht losgelöst von verstärkten Bemühungen 
um soziale bzw. sozio-kulturelle und wirtschaftliche 
Entwicklung betrachtet und erreicht werden kann. 
Die Brundtland-Kommission bezeichnete nachhalti-
ge Entwicklung demgemäß auch als eine „Entwick-
lung, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt 
ohne zu riskieren, daß künftige Generationen ihre 
eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen können“ 
(Hauff 1987, 46). Im Nachsatz dieses häufig zitier-
ten ersten Satzes werden dabei zwei zentrale As-
pekte hervorgehoben (ebd.):

„Zwei Schlüsselbegriffe sind wichtig:

-- Der Begriff von ‚Bedürfnisse‘, insbeson-
dere der Grundbedürfnisse der Ärmsten 
der Welt, die die überwiegende Priorität 
haben sollten; und

-- der Gedanke von Beschränkungen, die 
der Stand der Technologie und sozialen 
Organisation auf die Fähigkeit der Um-
welt ausübt, gegenwärtig und zukünftige 
Bedürfnisse zu befriedigen.“

Im Zentrum der Idee der Nachhaltigkeit, wie sie im 

Bericht der Brundtland-Kommission entfaltet wird und spä-
ter von den Vereinten Nationen übernommen wurde, steht 
das sogenannte „Gerechtigkeitspostulat“ (Kopfmüller u.a. 
2001, 31) mit seiner Forderung nach inter- (Generationen-) 
und intragenerationeller (Verteilungs-)Gerechtigkeit. 

Vorherrschende Produktions- und Konsumweisen wer-
den heute als ein maßgeblicher Treiber nicht-nachhaltiger 
Entwicklung ausgemacht (vgl. The Royal Society 2012, 65). 
Obwohl Überlegungen zur Umwelt- und Sozialverträglich-
keit insbesondere westlicher Konsummuster weit länger 
zurückreichen, kann die Weltkonferenz für Umwelt und 
Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro als die Geburtsstun-
de des Konzepts »Nachhaltiger Konsum« gelten. In einem 
seiner Abschlussdokumente, der Agenda 21, widmet sich 
ein eigener Abschnitt (Kapitel 4) der „Veränderung der Kon-
sumgewohnheiten“. In der Folge unterstreichen eine Reihe 
politischer Beschlüsse auf Ebene der Vereinten Nationen 
die Bedeutung, die nachhaltigen Konsum für die Erreichung 
einer nachhaltigen Entwicklung beigemessen werden – so 
etwa die Einrichtungen zweier Zehnjahresprogramme im 
Rahmen von Rio+10 und Rio+20 oder die Entwicklung ei-
nes Sets von globalen Nachhaltigkeitsentwicklungszielen 
(Sustainable Development Goals, SDGs) bis 2015, die 
nachhaltigen Konsum als einen Bereich mit höchster Priori-
tät behandeln sollen. 

Wenngleich der politische Prozess insbesonde-
re auf Ebene der Vereinten Nationen die Bekannt-
heit und Akzeptanz der Nachhaltigkeitsidee maß-
geblich beförderte, so blieb er doch im Hinblick auf
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eine Konkretisierung nachhaltigen Konsums eher im 
Vagen verhaftet. Dieser Umstand wird unterschied-
lich eingeschätzt. Während auf der einen Seite 
beklagt wird, dass es keine verbindliche Definition 
nachhaltigen Konsums gibt (vgl. Lübke 2003), wird 
auf der anderen Seite auch betont, dass es kontra-
produktiv wäre, ein zu enges Verständnis im enge-
ren Sinne einer Definition festzulegen, da sich ein 
solches Ansinnen allein durch „das Verständnis von 
Nachhaltigkeit als ein Spektrum unterschiedlicher 
Optionen und damit von nachhaltiger Entwicklung 
als richtungsgebundenem, aber ergebnisoffenem 
Suchprozess“ (Spangenberg 2003, 124) verbiete. 

Vor dem Hintergrund der Schwachstellen beste-
hender Bestimmungsversuche wurde im deutsch-
sprachigen Raum jüngst der Versuch unternom-
men, eine Bestimmung nachhaltigen Konsums auf 
der Grundlage eines elaborierten Begriffssystems 
und unter Hinzuziehung einer breiten interdiszipli-
nären Gemeinschaft von Wissenschaftler_innen zu 
erarbeiten. Das Vorhaben war eingebunden in die 
Syntheseaktivitäten des vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) in der sozial-öko-
logischen Forschung (SÖF) aufgelegten Themen-
schwerpunkts „Vom Wissen zum Handeln – Neue 
Wege zum Nachhaltigen Konsum“ (http://www.
fona.de/de/9876). Darin wurden zehn Verbünde ge-
fördert, die sich in transdisziplinären Vorhaben mit 
verschiedenen Fragestellungen nachhaltigen Kon-
sums befassten (siehe hierzu Defila u.a. 2011). Zur 
Annäherung an den Begriff „nachhaltiger Konsum“ 
wurde dabei zunächst eingegrenzt, was als Kon-
sum verstanden werden soll und danach gefragt, 
welche Maßstäbe sich aus der Idee der Nachhaltig-
keit ableiten lassen, anhand derer Konsum bewer-
tet werden kann. Das derart entfaltete Verständnis 
nachhaltigen Konsums soll Ausgangspunkt für die 
weiteren Überlegungen zu einem bildungstheore-
tisch fundierten Beitrag von Schulen zur Förderung 
nachhaltigen Konsums leiten. Es wird daher im Fol-
genden knapp zusammengefasst (vgl. ausführlich 
Fischer u.a. 2011).

Für eine Bestimmung des Konsumbegriffs lässt 
sich zunächst unterscheiden zwischen seinem Be-
griffsumfang (was ist damit gemeint?) und seiner 
Funktion (wozu dient der Konsum?). In Bezug auf 
seinen Begriffsumfang schließt Konsum neben 
dem Ge- und Verbrauch von Konsumgütern „zu-
sätzlich die Auswahl (Selektion), die Anschaffung 
(Akquisition) sowie die Entsorgung bzw. Weiterga-
be (Disposition) ein“ (Fischer u.a. 2011, 76), wobei 
ausdrücklich auch Prozesse des Ko-Produzierens 
bzw. der Prosumption inbegriffen sind. In Bezug 
auf seine Funktion ist Konsum kein Selbstzweck, 
sondern dient der Befriedigung unserer Wünsche 
und Bedürfnisse. Auch in der Idee der Nachhaltig-
keit als einer Vision für die Entwicklung der Gesell-
schaft geht es um die Befriedigung von Bedürfnis-
sen, allerdings verbunden mit der Forderung, allen 
Menschen heute und in Zukunft ein gutes Leben zu 
ermöglichen. Worin aber soll sich das „gute Leben“ 

festmachen? Wenn Nachhaltigkeit erreichbar sein 
soll, kann der Maßstab nicht sein, dass jeder Ein-
zelne seine subjektiven Wünsche nach Belieben er-
füllen kann. Kriterien zur Beurteilung von Nachhal-
tigkeit im Konsum bedürfen folglich eines Ansatzes, 
der unabhängig von subjektiv empfundenen Wün-
schen solche Elemente des guten Lebens benennt, 
die universell Geltung haben (man spricht in diesem 
Zusammenhang von objektiven Theorien des guten 
Lebens und von objektiven Bedürfnissen) (vgl. im 
Folgenden Di Giulio u.a. 2011 sowie Blättel-Mink 
u.a. 2013). Ein solcher Ansatz ist der von Sen und 
Nussbaum entwickelte Fähigkeiten-Ansatz (capa-
bility-approach). Mit einem solchen Ansatz ist nicht 
beabsichtigt, Menschen vorzuschreiben, wie sie 
zu leben haben. Ziel ist es vielmehr, die Bedingun-
gen zu beschreiben, die alle Menschen haben sol-
len, um darin ihre Vorstellung eines guten Lebens 
zu verwirklichen (unabhängig davon, ob sie dies 
auch tun). Aus dieser ethischen Perspektive las-
sen sich daher objektive Bedürfnisse und subjekti-
ve Wünsche unterscheiden. Objektive Bedürfnisse 
sind solche, die befriedigt werden müssen, damit 
Menschen die Möglichkeit haben, bestimmte Fä-
higkeiten entwickeln und entfalten können, die für 
ein gehaltvolles Leben unbedingt notwendig sind. 
Subjektive Wünsche hingegen sind all jene Bedürf-
nisse, für die nicht gilt, dass ihre Befriedigung zur 
Entfaltung dieser Fähigkeiten zu gewährleistet sein 
muss. Aus ethischer Perspektive der Nachhaltigkeit 
ist heutigen und zukünftigen Generationen daher 
allein die Befriedigung ihrer objektiven Bedürfnisse 
zu gewährleisten, wofür entsprechende Rahmen-
bedingungen zu schaffen bzw. zu erhalten sind:

Für die Bestimmung nachhaltiger Konsumhandlungen 
lässt sich damit festhalten: Maßgebliches Ziel nach-
haltiger Entwicklung ist es, Menschen in Gegenwart 
und Zukunft zu ermöglichen, ihre objektiven Bedürf-
nisse zu befriedigen, um so universale menschliche 
Eigenschaften und Fähigkeiten zu entfalten (z.B. die 
Fähigkeiten zur sozialen Interaktion, zur Gesundheit 
oder zur Ortsveränderung […]). Ausschlaggebend für 
die Beurteilung der Nachhaltigkeit individueller Kon-
sumhandlungen ist damit, inwiefern der Umgang von 
Individuen mit Konsumgütern dazu beiträgt, die dafür 
notwendigen externen Bedingungen zu schaffen bzw. 
zu erhalten (Fischer u.a. 2011, 78f.).

Das vorgeschlagene Verständnis nachhaltigen Kon-
sums hat eine Reihe von Implikationen, von denen 
drei als besonders relevant für eine bildungsorien-
tierte Auseinandersetzung mit Fragen nachhaltigen 
Konsums in der Schule herausheben lassen: 
Erstens ist mit der Idee der Nachhaltigkeit ein 
Werterahmen verbunden, der durch die Trias aus 
„Menschenwürde, Bewahrung der natürlichen Le-
bensgrundlagen und Gerechtigkeit hinsichtlich der 
Lebenschancen für heute und zukünftig lebende 
Generationen“ (Stoltenberg 2010, 13) beschrie-
ben wird. Zweitens geht es bei der Beurteilung von 
Konsumhandlungen im Kontext der Nachhaltigkeit 
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nicht darum ihre Schädlichkeit zu betrachten, son-
dern ihren Beitrag zu einem positiven Ziel; nämlich 
dem, Bedingungen zur Befriedigung objektiver Be-
dürfnisse für alle Menschen heute und in Zukunft 
zu gewährleisten. Drittens ist damit eine Abkehr von 
einer Verengung der Diskussion um nachhaltigen 
Konsum auf moralische Appelle an das private Ver-
braucherhandeln verbunden. Die Bestimmung des-
sen, was gesellschaftlich als Bedingungen eines 
guten Lebens zu verstehen ist, und die Schaffung 
entsprechender Strukturen und Institutionen, um 
diese Bedingungen zu gewährleisten, rückt viel-
mehr als diskursives und politisches Projekt in den 
Mittelpunkt. 

2.	 Was kann und was darf Schule zur Förde-
rung nachhaltigen Konsums leisten? 

In der politischen Diskussion um die Förderung 
nachhaltigen Konsums wird Bildung eine bedeut-
same Rolle beigemessen. In der Agenda 21 selbst 
wird Bildung als „unabdingbar für die Herbeiführung 
eines Einstellungswandels“ und als eine „unerläss-
liche Voraussetzung für die Förderung der nachhal-
tigen Entwicklung“ (BMU 1992, 329) bezeichnet. 
Jüngst bekräftigte das Abschlussdokument der 
Rio+20 Tagung aus dem Jahr 2012 die hohe Bedeu-
tung von Bildung für das Erreichen einer nachhal-
tigen Entwicklung noch einmal nachdrücklich und 
fordert die Integration von »Bildung für nachhaltigen 
Konsum« in die Schulsysteme (vgl. United Nations 
2012). Die OECD spricht von Bildung gar als „one 
of the most powerful tools“ (2008, 25), wenn es da-
rum geht, Menschen zu nachhaltigen Konsumenten 
und Konsumentinnen zu machen.

Der hierin anklingende Forderung, in Schulen 
das Konsumverhalten junger Menschen im Sinne 
der Nachhaltigkeit zu verändern, steht in einem 
Spannungsverhältnis zu der pädagogischen Aufga-
be, Schülerinnen und Schüler zu selbstbestimmtem 
Handeln zu befähigen. Wie aber  lassen sich vor 
diesem Hintergrund pädagogisch legitimierte schu-
lische Beiträge zur Förderung nachhaltigen Kon-
sums bestimmen? Dieser Frage wird im Folgenden 
in einer bildungssoziologischen und einer bildungs-
theoretischen Perspektive nachgegangen. 

2.1 Was kann Schule leisten? Bildungssoziologi-
sche Perspektiven

Ein einflussreicher Ansatz zur Bestimmung schu-
lischer Funktionen stammt von dem Bildungs-
soziologen Hartmut Fend. In seiner Theorie der 
Schule unterscheidet er vier Funktionen, die er in 
eine instrumentelle Beziehung zu umfassenderen 
gesellschaftlichen Bezugssystemen stellt und die 
wesentliche Leistungen (im Sinne von Wirkungen) 
des Schulsystems kennzeichnen (vgl. im Folgen-
den Fend 2006, 49f.). Demnach kommt Schule zum 
ersten die Aufgabe zu, Schülerinnen und Schüler in 
kulturelle Sinnsysteme einzuführen und diese da-

durch zu reproduzieren (Enkulturationsfunktion). 
Weitere Ziele bestehen darin, konkrete Fähigkei-
ten und Fertigkeiten insbesondere zur Bewältigung 
beruflicher Anforderungen zu vermitteln (Qualifi-
kationsfunktion), die Zuweisung von individuellen 
Leistungen und beruflichen Laufbahnen zu steuern 
(Allokationsfunktion) sowie die politischen Verhält-
nisse zu stabilisieren, indem der innere Zusammen-
halt einer Gesellschaft gefördert wird und Akzeptanz 
für das politische System geschaffen wird (Integra-
tions- und Legitimationsfunktion). Zur Lesart Fends 
ist anzumerken, dass in den vier Funktionen nicht 
allein eine gesellschaftliche Reproduktionsleistung 
beschrieben wird, sondern diese stets mit einer Be-
fähigung des Individuums zur Weiterentwicklung 
korrespondiert, die auch Nonkonformität einschlie-
ßen kann (Fend spricht von der „Doppelfunktion 
des Bildungswesens“). 

Fends bildungssoziologische Schultheorie weist 
auf Möglichkeiten und Grenzen schulischer Erzie-
hungs- und Bildungsbemühungen hin, indem er die-
se in ein systematisches Verhältnis zu anderer So-
zialisationsinstanzen rückt und faktische Einflüsse 
von Schulen sichtbar macht. Die bildungssoziologi-
sche Perspektive ist insofern für Bemühungen zur 
schulischen Förderung nachhaltigen Konsums v.a. 
in instrumenteller und funktionaler Hinsicht bedeut-
sam. Martin Heinrich weist darauf hin, dass diese 
Perspektive „quer liegt zur genuin pädagogischen 
bzw. bildungstheoretischen“ (2005, 54). Er sieht 
in bildungssoziologischer Perspektive schulische 
Wirkungen, die im Widerspruch zu dem Anliegen 
einer nachhaltigen Entwicklung stehen (vgl. im Fol-
genden ebd., 67-74). So thematisiere und proble-
matisiere die Schule in der Qualifikationsfunktion 
die Ressourcenproblematik, fordere Schülerinnen 
und Schülern zugleich jedoch ein Höchstmaß an 
Produktivität ohne Rücksicht auf die eigenen Res-
sourcen ab. Ferner problematisiere die Schule un-
solidarische Wirtschaftsformen und das Nord-Süd-
Gefälle, fördere über ihre Selektionsfunktion aber 
unsolidarisches Konkurrenzverhalten unter den 
Schülerinnen und Schülern. Schließlich werde die 
Auseinandersetzung mit Nachhaltigkeitsfragen als 
allgemeines Bildungsgut dargestellt, de facto je-
doch im Sinne einer funktionalen gesellschaftlichen 
Differenzierung einer spezialisierten Elite über-
lassen und damit als Elitenbildung legitimiert. Die 
Anmerkungen Heinrichs legen den Schluss nahe, 
dass sich Bildungskonzepte zur Förderung nach-
haltigen Konsums nicht additiv schulischen Struktu-
ren hinzufügen bzw. sich nahtlos in diese einpassen 
lassen. Heinrich leitet aus ihnen die Notwendigkeit 
ab, zukünftige „Aufgaben und Ziele“ des Bildungs-
systems gegenüber anderen Subsystemen „neu zu 
denken“ (ebd., 78). Dieser Anspruch leitet über zur 
bildungstheoretischen Perspektive.
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2.2 Was darf Schule leisten? Bildungstheoretische 
Perspektiven

Eine bildungstheoretische Perspektive trifft empi-
risch nicht entscheidbare Aussagen darüber, auf 
welche Zwecke und Ziele hin schulische Bemü-
hungen und pädagogisches Handeln ausgerichtet 
sein sollten. Sie ist insofern für Bemühungen zur 
schulischen Förderung nachhaltigen Konsums v.a. 
aus normativer und legitimatorischer Perspektive 
bedeutsam. Eine bildungstheoretische Perspektive 
setzt sich mit der Frage auseinander, wie sich pä-
dagogisches Handeln in der „Wechselwirkung zwi-
schen Kultur und Subjekt, zwischen Vergesellschaf-
tung und Individualität“ (Schaub/Zenke 1995, 81) 
und im Spannungsfeld zwischen den Ansprüchen 
des Individuums und den von gesellschaftlicher 
Seite erhobenen Ansprüchen legitimieren lässt. 
Zwei bildungstheoretische Ansätze, die diese für die 
schulische Förderung nachhaltigen Konsums kons-
titutive pädagogische Grundproblematik bearbeiten, 
sind Dietrich Benners Entwurf zu einer allgemeinen 
Pädagogik und Wolfgang Klafkis Bildungstheorie 
kritisch-konstruktiver Didaktik. Benners Theoriean-
satz ist deshalb von Relevanz, weil er einen von 
ganz wenigen „großen Systementwürfen“ (Krüger 
1994, 119) der letzten Jahrzehnte darstellt und als 
„aktuellste Variante einer allgemeinen Pädagogik“ 
(ebd.) einen konzentrierten Blick auf das „päda-
gogische Proprium (das «Eigentliche»)“ (Lenzen 
1997, 33) freigibt. Klafkis Allgemeinbildungstheorie 
stellt einen „vielrezipierten, oft zitierten und vermut-
lich auf breiten Konsens gestoßenen“ (Gogolin u.a. 
1996, Vorwort) Ansatz dar, der sowohl in der erzie-
hungswissenschaftlichen und fachdidaktischen Dis-
kussion als auch in der Debatte um eine am Leitbild 
der Nachhaltigkeit ausgerichtete Bildung starken 
Anklang fand.

Benners allgemeinpädagogischer Theorieent-
wurf arbeitet in problemgeschichtlicher Perspektive 
heraus, was pädagogisches Denken und Handeln 
als Teil menschlicher Gesamtpraxis ausmacht und 
im Kern konstituiert (vgl. Krüger 1994, 119). Benner 
adressiert dabei sowohl die individuelle als auch 
die gesellschaftliche Seite der Erziehungspraxis. 
Er unterscheidet vier grundlegende Prinzipien, von 
denen er zwei der Theorie der Erziehung und zwei 
der Theorie der Bildung zuweist (vgl. im Folgenden 
Benner 2005; siehe Tabelle 1). Das erste Prinzip der 
Bildsamkeit betont die seit der Neuzeit anerkannte 
Offenheit, mit der Menschen nicht allein durch Be-
gabung oder Anlage festgelegt sind, sondern als 
Subjekte selbst an ihrer Bestimmung zu arbeiten 
und ihre Identität über den gesamten Lebensverlauf 
hinweg auszuprägen vermögen. Voraussetzung da-
für, dass Menschen in diesen Prozess eintreten und 
ihn mitgestalten können, ist es, sie durch Erziehung 
zur Selbsttätigkeit aufzufordern (zweites Prinzip). 
Eine solche Aufforderung zur Selbsttätigkeit ist da-
bei für Benner verfehlt, wenn „wir unter ihr nur eine 
bestimmte Selbsttätigkeit verstehen und diese auf 

Formen eines herstellenden Tuns oder einer politi-
schen Selbstbestimmung einengen“ (1993, 49). Ne-
ben diesen beiden auf das Individuum bezogenen 
(konstitutiven) Prinzipien pädagogischen Denkens 
und Handelns postuliert Benner auf gesellschaft-
licher Seite zwei weitere (regulative) Prinzipien, 
die den besonderen Bedingungen Rechnung tra-
gen, unter denen sich pädagogisches Handeln in 
modernen Gesellschaften vollzieht. Eine dieser 
Bedingungen besteht darin, dass auf menschliche 
Lernprozesse nicht nur pädagogische Handlun-
gen, sondern stets auch vielfältige andere gesell-
schaftliche Einflüsse einwirken. Das dritte Prinzip 
formuliert vor diesem Hintergrund eine Transfor-
mationsfunktion der Erziehung als Aufgabe, jene 
gesellschaftlichen Einflüsse unter pädagogischen 
Gesichtspunkten daraufhin zu prüfen, „inwiefern 
sie zur Selbsttätigkeit auffordernde pädagogische 
Wirkungen erleichtern oder erschweren“ (ebd., 50) 
und sie dort, wo sie diesem konstitutiven pädagogi-
schen Prinzip entgegen stehen, auch zu korrigieren. 
Das vierte Prinzip schließlich spiegelt den mit der 
klassischen Bildungsidee verbundenen Anspruch 
einer Humanisierung der menschlichen Lebens-
verhältnisse wider und fordert die Verbindung und 
Ausrichtung der menschlichen Praxen auf die Auf-
gabe der Höherentwicklung der Menschheit. Darin 
wird die Voraussetzung benannt, dass eine einsei-
tig gesellschaftliche Anforderungen abarbeitende 
affirmative Pädagogik nur verhindert werden kann, 
wenn das pädagogische Anliegen, Bildung zu er-
möglichen, auch gesellschaftlich getragen und von 
anderen Bereichen menschlicher Praxis anerkannt 
wird. Dies schließt ein, dass kein anderer Bereich 
menschlicher Praxis (Benner zählt hierzu neben der 
Erziehung auch die Wirtschaft, Politik, Ethik, Kunst 
und Religion) einen hierarchisch übergeordneten 
Geltungsanspruch reklamiert. Der Wert von Ben-
ners allgemeinpädagogischem Ansatz für die hier 
interessierende Problemstellung liegt darin, dass er 
einen problemgeschichtlich fundierten Bezugsrah-
men bereitstellt, der es erlaubt, schulische Beiträge 
zur Bewältigung der globalen Konsumherausfor-
derung auf ihre Kompatibilität mit konstitutiven und 
regulativen Prinzipien pädagogischen Denkens und 
Handelns und damit im Hinblick auf ihre pädagogi-
sche Legitimität hin zu überprüfen. Folglich lassen 
sich anhand Benners Prinzipien auch theoretisch 
Strukturen und Merkmale herausarbeiten, die päd-
agogische Institutionen wie die Schule „aufweisen 
müssen, um Orte eines erziehungs- und bildungs-
theoretisch legitimierten pädagogischen Handelns 
sein zu können“ (Benner 2005, 182) – gerade auch 
in der Auseinandersetzung mit Fragen des nachhal-
tigen Konsums. 

Klafkis bildungstheoretischer Ansatz hat seine 
Ursprünge in der geisteswissenschaftlichen Päda-
gogik und der kritischen Erziehungswissenschaft. 
Seine kritisch-konstruktive Didaktik strebt an, die 
Kluft zwischen formalen und materialen Bildungsver-
ständnissen zu überwinden. Materiale Bildungsver-
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Tabelle 1: Prinzipien pädagogischen Denkens und Handelns (nach Benner 2005, 128) 

Konstitutive Prinzipien der individuellen 
Seite

Regulative Prinzipien der gesellschaftli-
chen Seite 

Theorie der 
Erziehung 

(2) Aufforderung zur Selbsttätigkeit (3) Pädagogische Transformation ge-
sellschaftlicher Einflüsse und Anforde-
rungen 

Theorie der 
Bildung 

(1) Prinzip der Bildsamkeit (4) Nicht-hierarchischer Ordnungszu-
sammenhang der menschlichen Ge-
samtpraxis 

Theorie pädagogischer Institutionen und ihrer Reform 

ständnisse kaprizieren sich auf den Bildungswert 
von Inhalten. Ihnen liegt die Annahme zugrunde, 
dass es bestimmte Inhalte sind, die für eine Kultur 
und Gesellschaft bedeutsam sind und daher bildend 
wirken können. Formale Bildungsverständnisse ge-
hen demgegenüber davon aus, dass Bildung sich in 
den im Subjekt entfalteten Kompetenzen ausdrückt, 
auf gesellschaftliche Anforderungen zu reagieren. 
Bei beiden Verständnissen sind freilich die jewei-
ligen Gegenstandsbereiche historisch kontextua-
lisiert: sowohl die Auswahl der bildungsrelevanten 
Inhalte als auch die Bestimmung der erforderlichen 
Kompetenzen sind stets je neu zu aktualisieren. 
Insofern ist Biesta (2003) zuzustimmen, wenn er 
feststellt, dass „Bildung historisch nie eine rein abs-
trakte pädagogische Idee gewesen ist, sondern vor 
allem eine Antwort auf die Herausforderungen der 
politischen Gegenwart“ (zit. nach Andresen 2009, 
82). Gleichwohl ist damit in der Perspektive der 
klassischen Bildungstheorie stets der Anspruch ver-
bunden, diese Setzungen nicht „distanzlos aus den 
jeweils herrschenden Praktiken und Wirklichkeits-
konstruktionen zu beziehen und als Anpassungs-
leistung einzufordern“ (Frost 2008, 298), sondern 
sie als „Bestimmungen und Anforderungen faktisch 
dominierender realer Strukturen in ihrer unmittelba-
ren Normativität in Frage zu stellen“ (ebd., 297). Die 
hierin angedeutete distanzierende Bewegung und 
kritisch-reflexive Haltung lässt sich als eine „Struk-
tureigentümlichkeit von Bildung“ (Borst 2011, 21) 
kennzeichnen. Klafki (1996) stellt dem materialen 
und formalen das kategoriale Bildungsverständnis 
entgegen, das er unter Bezugnahme auf aufkläreri-
sche, humanistische und kritische Ansätze rekonst-
ruiert und für die Moderne aktualisiert. Als kategori-
al betrachtet Klafki einen Bildungsvorgang, der am 
exemplarischen Lerngegenstand allgemeine Zu-
sammenhänge und Prinzipien (Kategorien) sichtbar 
werden lässt, durch deren Einsicht sich Lernende 
neue Wahrnehmungs- und Handlungsmöglichkei-
ten erschließen (für eine Kritik der Rezeption des 
kategorialen Ansatzes in der Politikdidaktik siehe 
Sander 2013, 79-87). Ein zeitgemäßes Verständ-
nis von Allgemeinbildung als Grundlage formal ver-
fasster schulischer Bildungsbemühungen habe an-

gesichts vorherrschender (und prinzipiell nie ganz 
aufhebbarer) gesellschaftlicher Ungleichheit bei al-
len Menschen die Fähigkeit zur Selbstbestimmung, 
Mitbestimmung und Solidarität zu entfalten (Bildung 
für alle). Zudem müsse sich Bildung kritisch mit 
den alle gleichermaßen betreffenden Problem- und 
Fragestellungen der Gegenwart und Zukunft aus-
einandersetzen und darauf abzielen, diese in ihrer 
geschichtlichen Genese zu durchdringen (Bildung 
im Medium des Allgemeinen). Klafki schlägt in sei-
ner kritisch-konstruktiven Didaktik hierzu selbst eine 
Reihe „epochaltypischer Schlüsselprobleme“ vor, in 
denen sich zentrale Problemfelder der Gegenwart 
und Herausforderungen der Zukunft konzentrieren 
(vgl. Klafki 1995). Schließlich habe Bildung auch 
der Vielseitigkeit und Mehrdimensionalität mensch-
licher Wahrnehmungs-, Erkenntnis- und Ausdrucks-
formen gerecht zu werden (allseitige Bildung in 
allen Grunddimensionen menschlicher Interessen 
und Fähigkeiten) (vgl. Klafki 1996). 

Was lässt sich aus den beiden bildungstheore-
tischen Perspektiven für eine pädagogisch legitime 
Auseinandersetzung mit Fragen der Nachhaltigkeit 
im Konsum gewinnen? Benners Ansatz verweist auf 
die pädagogische Aufgabe, gesellschaftlich an das 
Bildungssystem herangetragene Qualifizierungs-
bedarfe nicht zu übernehmen, ohne sie stets auch 
daraufhin zu überprüfen, inwiefern sie „contribute to 
processes of subjectification that allow those edu-
cated to become more autonomous and indepen-
dent in their thinking and acting“ (Biesta 2010, 21). 
Schule kommt in dieser Perspektive die Aufgabe 
zu, angesichts des Spannungsverhältnisses zwi-
schen gesellschaftlichen Anforderungen (Qualifika-
tionsfunktion) und individuellen Ansprüchen (Sub-
jektivierungsfunktion) gesellschaftliche Einflüsse 
und Anforderungen didaktisch so in pädagogische 
legitime Einflüsse zu transformieren, dass die kons-
titutiven Regeln pädagogischen Handelns nicht ver-
letzt werden (vgl. Benner 2005). Dabei gilt es stets 
reflexiv zu prüfen, wo widersprüchliche Funktions-
anforderungen an Schule gestellt werden oder sich 
in der Schule manifestieren.

Klafkis Bestimmung eines modernen Begriffs 
von Allgemeinbildung verdeutlicht zum einen, dass
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Fragen nachhaltigen Konsums in dem zuvor skiz-
zierten umfassenden Sinne eine Reihe epochaltypi-
scher Schlüsselprobleme berühren und sich somit 
als von allgemeinbildender Bedeutung auffassen 
lassen. Gleichwohl erscheint es angesichts einer 
oftmals fragmentarischen Rezeption der Nachhal-
tigkeitsidee in der konsumbezogenen Bildung (z.B. 
in der Verkürzung auf ökologische Aspekte, vgl. Fi-
scher 2010) nötig, das allgemeinbildende Potenzial 
von nachhaltigem Konsum noch konsequenter aus-
zuschöpfen. Klafkis Verständnis beinhaltet ferner 
die Mahnung, in der schulischen Bearbeitung von 
Fragen nachhaltigen Konsums keiner Verengung 
auf anwendungsbezogene kognitive Kompetenzen 
zu verfallen, die dem Anspruch einer allseitigen Bil-
dung entgegenstünde (siehe hierzu auch die Kritik 
am sogenannten trägen Wissen bei Reichenbach, 
2010). Schließlich fordert Klafki dazu heraus, die 
Beschäftigung mit epochaltypischen Schlüsselpro-
blemen der Nachhaltigkeit nicht lediglich einer Elite 
zu ermöglichen, sondern sie konsequent als Bil-
dung für alle einzufordern. Jüngere Befunde einer 
repräsentativen Jugendstudie zum Nachhaltigkeits-
bewusstsein in Deutschland, die darauf hinweisen, 
dass Nachhaltigkeit in der Schule vor allem Schüle-
rinnen und Schüler mit einem bildungsaffinen Hin-
tergrund und einem hohen sozialen Status erreicht 
(vgl. Michelsen u.a. 2012), implizieren diesbezüg-
lich einen deutlichen Handlungsbedarf. 

3.	 Nachhaltiger Konsum als Aufgabe von Bil-
dungseinrichtungen: Ansätze und Ergebnis-
se aus dem Forschungs- und Entwicklungs-
projekt BINK

Im Folgenden soll am Beispiel des Forschungs- und 
Entwicklungsprojektes BINK dargestellt werden, 
wie die zuvor dargelegten theoretischen Erörterun-
gen einen praktischen schulischen Ansatz zur För-
derung nachhaltigen Konsums ausrichten und fun-
dieren können. Die Ausführungen können an dieser 
Stelle nur kursorisch bleiben, eine umfassendere 
Darstellung findet sich im Band von Michelsen/Fi-
scher (2013). 

Das Projekt BINK (Akronym für Bildungsinstituti-
onen und nachhaltiger Konsum) wurde im Zeitraum 
zwischen 2008 und 2012 im Rahmen des eingangs 
bereits genannten Themenschwerpunktes geför-
dert. Das Projekt war transdisziplinär angelegt und 
untersuchte Möglichkeiten, nachhaltigen Konsum 
in Bildungseinrichtungen im und außerhalb des Un-
terrichts zu fördern. Neben einem interdisziplinären 
Forschungsteam wirkten Steuergruppen aus sechs 
Bildungseinrichtungen aus dem allgemein- und 
berufsbildenden sowie aus dem hochschulischen 
Bereich im Projekt mit (weitere Informationen unter 
www.konsumkultur.de).

3.1 Individuelle Ebene: Erwerb von Gestaltungs-
kompetenz im Handlungsfeld Konsum

Die vorherigen bildungstheoretischen Ausführun-
gen machten deutlich, dass eine Herausforderung 
auf Ebene der anzustrebenden Zielsetzungen dar-
in besteht, zwischen Qualifikationsbedarfen (in der 
Domäne nachhaltiger Konsum) und den übergrei-
fenden Subjektivierungsansprüchen des Individu-
ums pädagogisch legitim zu vermitteln. Im Projekt 
wurde diesbezüglich ein Ansatz zur Bestimmung 
von Gestaltungskompetenz im Handlungsfeld Kon-
sum entwickelt. In Anlehnung an Vare und Scott 
(2007) wurden dabei handlungsbezogene Fähigkei-
ten und Kenntnisse, über deren Notwendigkeit im 
Kontext einer nachhaltigen Entwicklung weitgehen-
de Einigkeit besteht, und übergreifende Kompeten-
zen zur Mitgestaltung und Kritik nicht als einander 
ausschließend, sondern als komplementär aufge-
fasst. Referenzrahmen dabei war das Konzept der 
Schlüsselkompetenzen, wie es im von der OECD 
geförderten DeSeCo-Projekt ausgearbeitet worden 
ist (vgl. Rychen/Salganik 2003). Schlüsselkompe-
tenzen beziehen sich dabei auf solche übergeord-
neten Bündel von Kompetenzen (Fähigkeiten, Fer-
tigkeiten und Bereitschaften), die für verschiedene 
Lebensbereiche sowie für alle Individuen von be-
sonderer Bedeutung sind. 

Die Entwicklung des Kompetenzansatzes erfolg-
te in einem mehrschrittigen transdisziplinären Pro-
zess. In einem ersten Schritt wurden die Teilkompe-
tenzen des in der BNE favorisierten Konzepts von 
Gestaltungskompetenz im Hinblick auf die Domä-
ne nachhaltigen Konsums konkretisiert und in die 
Systematik der DeSeCo-Schlüsselkompetenzen 
überführt. Weitere Arbeitsschritte dienten einer 
zweifachen Validierung der Ergebnisse des vorheri-
gen Schrittes: zum einen wurden für einen Abgleich 
Kompetenzansätze aus verschiedenen gesell-
schaftswissenschaftlichen Didaktiken, die deutliche 
Bezüge zu Fragen nachhaltigen Konsums aufwei-
sen, identifiziert und ausgewertet (v.a. Verbraucher- 
und Ernährungsbildung, ökonomische Bildung und 
politischen Bildung). Zum anderen wurden Praxis-
akteure im Projekt gebeten zu benennen, über wel-
che Wissensbestände, welche Einstellungen und 
welche Fähigkeiten Schülerinnen und Schüler auf 
Grundlage ihrer Erfahrung verfügen müssen, um ihr 
Konsumhandeln (im zuvor beschriebenen umfas-
senden Sinne) nachhaltig zu gestalten. Auch diese 
Nennungen wurden daraufhin codiert und mit dem 
konzeptionell hergeleiteten Kompetenzansatz ab-
geglichen. Im letzten Schritt wurden die insgesamt 
sieben resultierenden Teilkompetenzen von Gestal-
tungskompetenz im Handlungsfeld Konsum auf-
geschlüsselt und zugrunde liegende Dispositionen 
herausgearbeitet. 

Wenngleich eine ausführliche Darstellung des 
Kompetenzansatzes an dieser Stelle unterbleiben 
muss (siehe hierzu Fischer/Barth 2014), sei darauf 
verwiesen, dass in die Entwicklung des Ansatzes 
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gleichermaßen anwendungsbezogene Fähigkei-
ten und Fertigkeiten (etwa in der Kompetenz, die 
Folgen des eigenen Konsumhandelns zu ermes-
sen) wie auch übergreifende bildungstheoretische 
Ansprüche (z.B. in der Kompetenz, die kulturelle 
Geprägtheit der eigenen Konsumbedürfnisse zu re-
flektieren, oder der reflexiven Auseinandersetzung 
mit dem Wertehorizont der Nachhaltigkeit) Berück-
sichtigung fanden. Handlungsfähigkeit angesichts 
konkreter Problemlagen in der Domäne Konsum 
und übergreifende Bildungsansprüche von Individu-
en wurden im Projekt BINK somit nicht als Gegen-
sätze, sondern als komplementäre und aufeinander 
bezogene Aufgabenfelder aufgefasst. Die transdis-
ziplinäre Verständigung auf einen Kompetenzan-
satz bot einen geeigneten Rahmen, um zwischen 
gesellschaftlichen Anforderungen und individuellen 
Ansprüchen zu vermitteln und eine pädagogisch 
legitimierte Zielsetzung für individuelle Veränderun-
gen zu begründen. 

3.2 Organisationale Ebene: Gestaltung schuli-
scher Konsumkultur 

Die vorherigen bildungssoziologischen Ausführun-
gen machten deutlich, dass eine Herausforderung 
auf Ebene der Gestaltung von Schule darin be-
steht, lernwirksame Einflussbereiche von Schule 
nicht allein im Hinblick auf unterrichtliche Aspekte 
zu bestimmen, sondern Schule in einem umfas-
senderen Sinne als Lernsetting zu verstehen. Um 
verschiedene formale und informelle Ebenen die-
ses Lernsettings in den Blick zu nehmen, wurde 
als theoretischer Hauptbezugspunkt das Konzept 
der Schulkultur gewählt, wie es in den Arbeiten von 
Helsper u.a. (2001) entwickelt worden ist. Ein Kern-
gedanke dieses mikropolitisch orientierten Schul-
kulturansatzes ist es, dass Bildungseinrichtungen 
nicht allein äußere Strukturvorgaben umsetzen, 
sondern sich mit ihnen auseinandersetzen und in-

nerhalb vorhandener Spielräume eigene Varianten 
auswählen, wie sie diese Strukturvorgaben inter-
pretieren. Diese auf Ebene der Schule ausgehan-
delten Varianten legen dann ihrerseits wiederum 
den Handlungsspielraum für einzelne schulische 
Akteure, z.B. Lehrkräfte, fest. Ein Beispiel dafür ist 
die Strukturvorgabe des Bildungssystems, Leistun-
gen von Schülerinnen und Schülern durch Noten-
gebung zu beurteilen. Schulischen Akteuren ist es 
nicht möglich, diese Strukturbedingungen grund-
sätzlich aufzuheben. Gleichwohl haben sie die 
Möglichkeit, sich auf der Ebene der Bildungsein-
richtung mit diesen Vorgaben auseinanderzusetzen 
und innerhalb begrenzter Spielräume Strukturvari-
anten auszuwählen, die dann wiederum ihrerseits 
als innerschulische Strukturvorgaben den Hand-
lungsspielraum einzelner Akteure rahmen. Dass 
dies geschieht, zeigt etwa die Tatsache, dass Be-
notungspraktiken zwischen einzelnen Schulen, und 
auch zwischen Lehrkräften innerhalb einer Schule, 
zum Teil beträchtlich variieren und Gegenstand an-
dauernder Auseinandersetzungen sind. 

Wie nun wurde dieser Ansatz für die Fragestel-
lung fruchtbar gemacht? Im BINK-Projekt wurde 
der Ansatz der Schulkultur als Grundlage heran-
gezogen, konzeptionell auf die Domäne Konsum 
bezogen und zu einem Analyserahmen bildungsor-
ganisationaler Konsumkultur ausgearbeitet. Dieser 
wurde schließlich im Projekt diskutiert und einge-
setzt – zum einen innerhalb des interdisziplinären 
Forschungsteams, zum anderen im Rahmen von 
Praxisworkshops an den im BINK-Projekt beteilig-
ten Bildungseinrichtungen (siehe Tabelle 2 sowie 
ausführlich Fischer 2013). 

Im Mittelpunkt der mehrjährigen Projektaktivitä-
ten standen Schulentwicklungsprozesse, in deren 
Rahmen Veränderungen in der schulischen Kon-
sumkultur angestoßen werden sollten. Dazu wurde 
ein Interventionsansatz entwickelt, der von der Ana-
lyse über die Zielentwicklungs- und Umsetzungs-

Tabelle 2: Bereiche bildungsorganisationaler Konsumkultur 

Bereich Leitfrage 

Fächer und 
Inhalte 

In welchen Fächern wird Konsum mit welchen Inhalten von welchen Akteuren 
bzw. Akteursgruppen behandelt? 

Ressourcen-
management

Wie geht die Einrichtung mit ihren materiellen, humanen und sozialen 
Ressourcen um? 

Partizipation und 
Kommunikation 

Wo kommuniziert wer mit wem an der Einrichtung über Konsumfragen, und wie 
lassen sich diese vom wem beeinflussen? 

Bildungsziele Welche Ziele werden an der Einrichtung in Bezug auf das Konsumlernen 
Jugendlicher und junger Erwachsener verfolgt? 

Leistungs-
orientierung 

Wie sehr wird „Konsum“ an der Einrichtung als Bildungsgegenstand 
wahrgenommen, mit dem sich Jugendliche und junge Erwachsene auseinander 
setzen müssen? 

Konsumpädago-
gische
Annahmen 

Welche Annahmen über Werthaltungen und Konsumeinstellungen junger 
Menschen sowie über die generelle Wirksamkeit der Institution auf jugendliche 
Konsumorientierungen sind in der Einrichtung dominant? 
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phase bis zur Evaluation und erneuten Analyse zyk-
lisch angelegt war und eine systematische (Weiter-)
Entwicklung von Maßnahmen durch die Akteure vor 
Ort erlaubte. Kennzeichen des Schulentwicklungs-
ansatzes war, dass alle Prozessschritte unter Betei-
ligung von Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern 
sowie weiteren Akteursgruppen an der Bildungsein-
richtung durchlaufen wurden. Es lässt sich folglich 
von einem Ansatz zur partizipativen Schulentwick-
lung sprechen, der als “ eine längerfristige Einfluss-
nahme der Lernenden (aber auch weiterer Akteure 
der Schule) an unterschiedlichen Schul- und Un-
terrichtsentwicklungsprozessen (verstanden wird), 
die sich sowohl auf die interne Ausgestaltung der 
Schulangelegenheiten als auch auf die Beteiligung 
an außerschulischen gesellschaftlichen und politi-
schen Aufgaben und Herausforderungen beziehen 
kann“ (Reinhardt 2009, 129). Der Fokus des Projek-
tes auf die (Um-)Gestaltung der schulischen Kon-
sumkultur sowie die mikropolitische Perspektive auf 
entsprechende Aushandlungsprozesse in diesem 
Zusammenhang konzipiert Schule somit nicht allein 
als Ort unterrichtlichen Lernens, sondern zugleich 
als einen Raum, der selbst unter der Perspektive 
nachhaltigen Konsums zu gestalten ist (für eine 
ausführliche Darstellung sowie Ergebnisse empiri-
scher Forschung zur Wirksamkeit des partizipativen 
Ansatzes siehe Barth u.a. 2013).

4.	 Schlussbetrachtung 

Die in diesem Beitrag skizzierte Schlüsselaufgabe 
„nachhaltiger Konsum“ und die Frage nach einer 
pädagogisch legitimen schulischen Auseinander-
setzung mit ihr weist Anknüpfungspunkte zur aktu-
ellen Diskussion um eine sozialwissenschaftliche 
Bildung auf. 

Ein solcher Anknüpfungspunkt liegt in der Gestal-
tungsorientierung sozialwissenschaftlicher Bildung, 
wie sie Torsten Hippe (2010) in seinem integrativen, 
am Allgemeinbildungsanspruch Klafkis orientierten 
Ansatz entwirft. Eine Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung im Handlungsfeld Konsum im hier entfalte-
ten Sinne zielt darauf ab, die Fähigkeit junger Men-
schen zu stärken, sich in die Diskussion über die 
Konkretisierung und Ausgestaltung nachhaltigen 
Konsums einzubringen und führt sie dadurch aus 
ihrer (zu) eng gefassten Rolle als Privatverbraucher 
und Privatverbraucherin heraus. Wenn Konsum-
handeln im Kontext der Nachhaltigkeit wie hier vor-
geschlagen maßgeblich dazu beitragen soll, Bedin-
gungen zu schaffen oder zu erhalten, die es uns als 
Menschen heute und in Zukunft ermöglichen, unse-
re Fähigkeiten zur Entfaltung zu bringen, wird Nach-
haltigkeit im Konsum nicht allein als Aufforderung 
zur „Sicherung der ökologischen Lebensgrundla-
gen“ (ebd., 60) oder gar als verbraucherpolitisches 
Handlungsprogramm, sondern vielmehr als diskur-
sives Projekt konzipiert, in dessen Zentrum funda-
mentale Fragen nach den Bedingungen des guten 
Lebens und der „nachhaltige[n] Lebensqualität der

Menschheit“ (ebd., 51) stehen. Angesichts der Tat-
sache, dass gegenwärtige Konsummuster – ins-
besondere in den industrialisierten Ländern – es 
in der Breite jedoch deutlich verfehlen, derartige 
Beiträge zu leisten, stellt nachhaltiger Konsum ein 
Schlüsselproblem (oder konstruktiv gewendet eine 
Schlüsselherausforderung und -aufgabe) dar, mit 
der sich auseinanderzusetzen im Klafki’schen Sin-
ne alle Schülerinnen und Schüler einen Anspruch 
haben. Eine Aufforderung für die weitere Arbeit in 
diesem Feld besteht somit darin, die Auseinander-
setzung mit Fragen der Nachhaltigkeit im Konsum 
viel stärker als bisher geschehen als ein Beitrag zur 
Allgemeinbildung zu konzipieren. Hierin liegt eine 
Herausforderung insbesondere auch für die gesell-
schaftswissenschaftlichen Fachdidaktiken begrün-
det.

Die im ersten Teil vorgenommene Bestimmung 
nachhaltigen Konsums im Kontext objektiver The-
orien des guten Lebens offeriert darüber hinaus 
potenzielle Bildungsanlässe und Perspektiven für 
die weitere fachdidaktische Ausgestaltung. Nach-
haltiger Konsum fragt nach dem Zusammenhang 
von Bedürfnisbefriedigung und den Möglichkeiten 
und Befähigungen, ein gutes Leben zu leben. Ein 
möglicher Ansatz dazu könnte die Unterscheidung 
zwischen Bedürfnissen und Befriedigern sein, wie 
sie Manfred Max-Neef (1992) vorgeschlagen hat. 
Er geht davon aus, dass lediglich ein begrenztes 
Set an fundamentalen menschlichen Bedürfnissen 
existiert, z.B. nach Subsistenz, Schutz oder Ver-
stehen. Was sich zeitlich und räumlich verändert 
und unterscheidet sind nicht die Bedürfnisse selbst, 
sondern die Arten und Weisen, wie sie kulturell in 
Gesellschaften befriedigt werden. Dabei unterschei-
det er verschiedene Typen von Befriedigern, z.B. 
Pseudo-Befriediger, die lediglich das Gefühl einer 
Bedürfnisbefriedigung vermitteln, oder synergeti-
sche Befriediger, die simultan mehrere Bedürfnisse 
befriedigen und zum gesamten Wohlbefinden einer 
Person beitragen. Kultureller Wandel in Richtung 
nachhaltigen Konsums bedeutet in dieser Sicht-
weise, ein Bündel an Befriedigern zugunsten eines 
anderen aufzugeben (vgl. Jackson/Marks 1999). 
Fragen unserer konsumvermittelten Bedürfnisbe-
friedigung stellen in dieser Perspektive insofern 
Bildungsanlässe dar, als sie es jungen Menschen 
ermöglichen, den kulturell überformten Nexus von  
Bedürfnissen und Befriedigern in seiner geschicht-
lichen Gewordenheit zu rekonstruieren und sich in 
ein distanziertes Verhältnis zu ihrer Kultur zu verset-
zen. Eine stärkere fachdidaktische Rezeption der in 
der Erziehungswissenschaft begonnenen Ausein-
andersetzung mit dem Capability-Ansatz von Sen 
und Nussbaum stellt eine lohnende Perspektive in 
diesem Zusammenhang dar (vgl. bspw. Otto/Ziegler 
2010). 

Abschließend bleibt anzumerken, dass für die 
Erziehungswissenschaft und die gesellschaftswis-
senschaftlichen Didaktiken mit dem im Bildungs-
begriff inhärenten Subjektivierungsauftrag und mit 
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dem Verweis auf die Befriedigung objektiver Be-
dürfnisse (als Möglichkeit, ein gutes Leben zu rea-
lisieren) als ein Bestimmungsmoment nachhaltigen 
Konsums eine folgenreiche Implikation verbunden 
ist. Sie sieht sich vor diesem Hintergrund nicht nur 
mit der Frage konfrontiert, „welche Kompetenzen 
[…] für ein erfolgreiches Leben und eine auf die 
Zukunft ausgerichtete demokratische Gesellschaft 
wichtig [sind]“ (Rychen 2005, 15), sondern zugleich 
vor deren Umkehrung gestellt: „Welche Gesellschaft 
braucht der an seiner Bildung arbeitende Mensch?“ 
(Benner 2001, 50). Benners Pointe stellt einen Per-

spektivwechsel und eine Aufforderung an Bildung 
und genuin die pädagogische Profession dar, an 
der Gestaltung nachhaltiger Entwicklung mitzuwir-
ken, indem sie im Sinne Benners regulativer Prinzi-
pien selbst Kritik an den Zuständen übt, die es Men-
schen erschweren, selbsttätig und selbstbestimmt 
ihre Anlagen zu entwickeln und sich als Menschen 
zu entfalten. Erst in dieser originär pädagogischen 
Perspektive lässt sich der Gefahr vorbeugen, „für 
eine Gesellschaft funktionstüchtig zu machen, die 
hätte umgestaltet werden müssen“ (Peukert, 1988, 
14,  zit. nach Gudjons 2012, 198).
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Buchbesprechungen

Autorengruppe Fachdidaktik: Was ist gute poli-
tische Bildung? Leitfaden für den sozialwissen-
schaftlichen Unterricht. Schwalbach/Ts. 2016: 
Wochenschau Verlag. 238 S. 22,80 Euro

Nach der Streitschrift „Konzepte der politischen Bil-
dung“ aus dem Jahre 2011 legt die Autorengruppe 
Fachdidaktik nun einen „Leitfaden für den sozial-
wissenschaftlichen Unterricht“ vor. Als Autoren prä-
sentieren sich: Wolfgang Sander, Sibylle Reinhardt, 
Andreas Petrik, Dirk Lange, Peter Henkenborg, 
Reinhard Hedtke, Tilman Grammes und Anja Be-
sand. Doch die Autoren zeichnen nicht für einzelne 
Kapitel, es handelt sich vielmehr um eine Gemein-
schaftsarbeit, wobei alle Autoren für alle Beiträge 
eine gemeinsame Verantwortung tragen. 

Der Sammelband gliedert sich nach den be-
kannten W-Fragen: Warum und Wozu? Wer? Was? 
Wie? Wohin? Und Wo? In den insgesamt 17 Ka-
piteln wird zunächst das Problem vorgestellt, es 
werden die relevanten Kontroversen angesprochen 
und das didaktische Minimum angepeilt. Beispiele 
konkretisieren den Ansatz. Dann folgen eine Zu-
sammenfassung, Tipps zur Selbstüberprüfung so-
wie zum Weiterlesen und schließlich ein Literatur-
verzeichnis.

Der Sammelband steht insgesamt unter der Fra-
gestellung „Was ist gute politische Bildung?“ Um 
diese Frage kreist eigentlich die gesamte bisherige 
fachdidaktische Diskussion mit den verschiedens-
ten Konzepten und den unterschiedlichsten Ansät-
zen. Daraus eine Summe zu ziehen und eine „gute 
politische Bildung“ herauszufiltern, bleibt natürlich 
ein herausforderndes Wagnis in der doch sehr 
kontrovers angelegten Politikdidaktik. Hier werden 
nicht Unterschiede hervorgehoben oder alte Kont-
roversen weiter ausgetragen, sondern es wird ein 
gemeinsamer Nenner gesucht. Die Politikdidaktik 
versteht sich hier im Sinne eines breiter angelegten 
„sozialwissenschaftlichen Unterrichts“. „Das ‚Po-
litische‘ der politischen Bildung verweist nicht vor-
nehmlich auf die Politikwissenschaft“, heißt es be-
reits in der Einleitung (S. 8). Später liest man sogar 
die Erinnerung: „Schul-Demokratie als Lebensform 
und als Gesellschaftsform ist das wichtigste Argu-
ment für ein in den Themenfeldern Politik – Gesell-
schaft – Wirtschaft – Recht sozialwissenschaftlich 
aufgestelltes  Curriculum, das nicht auf „Politik als 
Kern verkürzt ist“ (S. 211). 

Die sorgfältige Durchstrukturierung des Sam-
melbandes versucht die allgegenwärtige Klippe der 
fachlichen Integration der unterschiedlichen Wis-
senschaftsaspekte zu umschiffen. Die fachlichen 
Fundamente dieses Unterrichts bleiben gleichwohl 
weiterhin undefiniert. Das gilt auch für die Darstel-
lung der unterschiedlichen didaktischen Ansätze 
und Lerntheorien. 

Gleichwohl stellt dieser Sammelband eine be-

merkenswerte und sehr lesenswerte Übersicht über
die praktischen Sinnfragen des sozialwissenschaft-
lichen Unterrichts dar. Jede Lehrkraft wird wertvolle 
Anregungen und wichtige Fragen mitnehmen kön-
nen, die elementar für einen breiter angelegten so-
zialwissenschaftlichen Unterricht sind. 

Dr. Gerhard Himmelmann

Hans-Wolfram Stein: Demokratisch handeln im 
Politikunterricht. Projekte zur „Demokratie als 
Herrschaftsform“. Schwalbach/Ts. 2016: Wo-
chenschau Verlag. 254 S. 19,80 Euro.

Hans-Wolfram Stein stellt hier sechs der von ihm 
betreuten Projekte zum Förderprogramm Demo-
kratisch Handeln vor. Stein selbst ist Sozialwis-
senschaftler und Lehrer für Politik und Wirtschaft. 
Er unterrichtete bis 2014 an allen Schulformen: 
Haupt-, Real- und Berufsschulen sowie an Gymna-
sien in Bremen und ist seit langer Zeit Gutachter 
in Förderprogrammen und war ebenso lange Netz-
werkkoordinator im BLK-Programm „Demokratie 
lernen und leben“. 

Immer wieder wurde von Politikdidaktikern an 
den Projekten des Förderprogramms Demokratisch 
Handeln kritisiert, dass sie nicht an die „große Poli-
tik“ heranreichten und nicht für den Politikunterricht 
taugten, da sie auf die Ebene der Demokratie als 
Lebensform begrenzt sei. 

Ausgehend von dem Modell der Demokratie als 
Lebens-, Gesellschafts- und Herrschaftsform tritt 
Hans-Wolfram Stein hier den Gegenbeweis an. Die 
vorgestellten Projekte zum Ansatz der Demokratie 
als Herrschaftsform wurden in regulären Klassen 
in Politik- und Wirtschaftslehre-Unterricht durchge-
führt. Sie enthalte konkretes politisches Handeln 
und zeigen, zu welchen praxiswirksamen Folgen 
das Schülerengagement in der großen Politik füh-
ren kann. 

Allzu oft wird in der Politikdidaktik „Handlungs-
orientierung“ als didaktisches Leitprinzip gefordert 
und in den Vordergrund gestellt. Allerdings zeigen 
neuere Didaktikentwürfe, dass dieses „Handeln“ 
lediglich im Bereich des „Redens“ und „Diskutie-
rens“ im Unterricht verortet wird. Im Extremen wird 
argumentiert, dass politische Partizipation zwar ein 
Ziel des Politikunterrichts sei, jedoch ein konkretes 
politisches Handeln im Unterricht und in der Schu-
le nicht möglich sei. Konkretes Partizipationslernen 
wird dann sogar aus dem Unterricht entfernt. Ler-
nen von Partizipation in der Schule könne immer 
nur ein „Lernen auf Vorrat“ sein, das sich erst nach 
der Schulzeit praktisch entfalten könne. Lernen 
in der Schule reduziert sich damit auf Lernen des 
Denkens eines möglichen Tuns, aber nicht auf kon-
kretes Tun im Bereich des Unterrichts selbst. In der 
Schule könne es nur bei Appellen bleiben. 
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Diese von Politikdidaktikern vorgebrachten The-
sen werden von Hans-Wolfram Stein mit dem vor-
liegenden Band entscheidend und sehr überzeu-
gend zurückgewiesen. Stein versteht Handeln als 
reales Tätigsein, als praktisches Intervenieren, als 
herbeiführende Veränderung und tatsächliches Or-
ganisieren. Den Schülern wird in der Politikdidaktik 
also die wichtige Erfahrung der praktischen Lösung 
konkreter politischer Probleme vorenthalten. War-
um ist also der Politikunterricht voll von verständ-
nisloser Begriffsakrobatik und warum ist er so wenig 
beliebt und von so geringem Ansehen? 

Stein zeigt sein Konzept an folgenden Projekten: 
„Ibrahim soll bleiben“, „Es ist normal, verschieden 
zu sein“, „Das Recht, anders zu sein“, „Wir wollen 
mehr Lehrstellen“, „Eine Schule wählt“ und „Wer 
ist Deutscher? Einbürgerung mit Doppelpass“. Alle 

diese Projekte führten die Schülerinnen und Schü-
ler zu gezielten politischen Aktionen in ihrem politi-
schen Umfeld. 

Statt die Idealfigur des „reflektierten Zuschauers“ 
oder des „informierten Zeitungslesers“ ist das Ziel 
der von Hans-Wolfram Stein und des Förderpro-
gramms Demokratisch Handeln der „interventions-
fähige Bürger“, der praktische Erfahrungen macht 
und auf praktische Erfahrungen zurückgreifen kann. 
Mit seinem wichtigen Buch hat Hans-Wolfram Stein 
mit seinen Schülern konkrete Beispiele von echter 
Handlungsorientierung erarbeitet, die sich sehen 
lassen können und die die politikdidaktischen Re-
serven gegenüber partizipativen Unterrichtsformen 
überzeugend auf die Plätze verweist. 

Dr. Gerhard Himmelmann

Mitteilungen/Informationen

Nachruf für Walter Gagel *17.12.1926   + 18.3.2016

Walter Gagel gehört zu den großen Didaktikern, die die politische Bildung über einen langen Zeitraum 
hinweg geprägt haben. 
Walter Gagel war gezeichnet durch das Geschehen in der NS-Zeit. In den letzten Kriegsjahren wurde 
er zum Militärdienst eingezogen und zum Reserveoffiziersanwärter ausgebildet (in Braunschweig). Nach 
drei Jahren harter Kriegsgefangenschaft in Frankreich begann er 1948/1949 sein Studium in Köln, das er 
mit der Promotion und dem Staatsexamen für das Höhere Lehramt abschloss. Von 1958 bis 1963 unter-
richtete er als Gymnasiallehrer in Köln. Danach leitete er bis 1974 die Außenstelle für politische Bildung 
in Volmarstein (in der Nähe von Hagen/Westfalen). In dieser Zeit wirkte er führend an der Konzeption der 
Rahmenrichtlinien in Nordrhein-Westfalen mit. Von 1975 bis 1987 lehrte er an der TU Braunschweig. Nach 
der Wende 1989/90 hielt er noch Vorlesungen an der Universität in Halle/Sachsen-Anhalt.
Die Bedeutung von Walter Gagel liegt in seinem Schaffen auf drei Gebieten der politischen Bildung be-
gründet.
Die Richtlinien von Nordrhein-Westfalen haben dem Politikunterricht an den Schulen in der Bundesrepu-
blik Deutschland eine neue Qualität gegeben. Rückblickend kann man diese Leistung trotz manch auch 
berechtigter Kritik gar nicht hoch genug anerkennen. All der Streit um diese Richtlinien, der mitunter mit 
recht unqualifizierten und unsauberen Anschuldigen geführt wurde, kann dieses Verdienst nicht schmälern.
Walter Gagel hat über Jahrzehnte hinweg zusammen mit anderen Mitherausgebern die beiden führenden 
fachdidaktischen Zeitschriften Gegenwartskunde (Gesellschaft-Wirtschaft-Politik) und die von ihm 1967 
gegründete Zeitschrift Politische Bildung herausgegeben. Als gewissenhafter Herausgeber hat er insbe-
sondere jeden fachdidaktischen Beitrag kritisch gelesen und vielen Autorinnen und Autoren Anmerkungen 
zur Überarbeitung übermittelt. Mit seinen eigenen vielbeachteten Aufsätzen setzte er Maßstäbe.
Seine Bücher 
-- 	„Politik, Didaktik, Unterricht. Eine Einführung in didaktische Konzeptionen (Stuttgart 1979/1981)
-- 	Einführung in die Didaktik des politischen Unterrichts (Opladen 1983/2000)
-- 	Geschichte der politischen Bildung in der Bundesrepublik Deutschland 1945 – 1989/90 (Wiesbaden 

1994/1995/2005)
stellen Wegmarken in der fachdidaktischen Forschung dar. Sie haben Generationen von Politiklehrerinnen 
und -lehrern in Studium und Beruf begleitet.
Die reiche Publikationstätigkeit kam seiner Lehre an der TU Braunschweig zugute. Oftmals erprobte er 
neue Gedankengänge in Vorlesungen und Seminaren und überarbeitete sie danach immer wieder, um sie 
so den Studierenden und auch seinen zukünftigen Leserinnen und Lesern leichter zugänglich zu machen.
Sein ganzes berufliches Leben für die politische Bildung war geleitet von dem Ziel, die Jugendlichen auf die 
Wahrnehmung der Bürgerrolle in der Demokratie vorzubereiten, sie zur politischen Mündigkeit zu befähi-
gen und ihnen für ihre politische Beteiligung ein tragfähiges Wertefundament zu vermitteln. Mit politischer 
Bildung wollte er dazu beitragen, die Demokratie in Deutschland zu festigen und so einem Rückfall in die 
Barbarei, wie er mit Völkermord und Vernichtungskrieg in der NS-Zeit stattfand, vorzubeugen.

Prof. Dr. Gotthard Breit 
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 „Politische Bildung löst nicht die Probleme der Politik, 
das ist Aufgabe der Politik selbst.“

"Kratzer am Demokratiemodell" - eine Veranstaltung zu Ehren 
von Prof. Dr. Peter Massing

Die DiskutantInnen auf dem Podium mit dem Moderator  
Johannes Varwick (Mitte), von lks: Stefan Schieren, Sabine Krop,  

Peter Massing , Tanja Börzel und Thomas Gill

Im Gespräch: Sibylle Reinhardt, Gerhard Breit 
und  Stefan Schieren

Sabine Achour mit Peter Massing

Um den Politikwissenschaftler und Politikdidak-
tiker Prof. Dr. Peter Massing nach 38jähriger Tä-
tigkeit an der FU Berlin und 30jähriger Zusam-
menarbeit mit der LpB Berlin zu ehren und ihn in 
den verdienten (Un)Ruhestand zu verabschie-
den, hatten die Freie Universität Berlin und die 
Landeszentrale für politische Bildung Berlin am 
29.4.2016 ins Rote Rathaus zu Berlin geladen. 
Zahlreiche Gäste sind dieser Einladung gerne 
gefolgt: Familienangehörige, Freunde, langjäh-
rige Weggefährten der universitären Forschung 
und Lehre, Mitglieder des Herausgeberkreises 
der Fachzeitschriften Politische Bildung und 
Politikum, Mitglieder der Deutschen Vereini-
gung für politische Bildung (DVPB), ehemalige 
und gegenwärtige Kolleg_innen und Mitarbei-
ter_innen des Otto-Suhr-Institutes und (nicht 
zuletzt) einige seiner Studierenden. 

Thomas Gill, Leiter der LpB Berlin, Prof. Dr. Sa-
bine Achour, Gastprofessorin im Arbeitsbereich 
Politische Bildung und Politikdidaktik am Otto-
Suhr-Institut der FU Berlin, sowie Prof. Dr. Tanja 
Börzel, Professorin und Leiterin der Arbeitsstel-
le Europäische Integration und geschäftsfüh-
rende Direktorin des Otto-Suhr-Instituts, emp-
fingen die Gäste herzlich, bevor der Dekan des 
Fachbereichs Politik und Sozialwissenschaften, 
Prof. Dr. Alexander Görke, Prof. Dr. Peter Mas-
sing seine Abschieds-Urkunde überreichte.
 

Den wissenschaftlichen Teil der Veranstaltung 
eröffnete Prof. Dr. Sabine Kropp (Professorin 
der Arbeitsstelle Politisches System der BRD 
– Otto-Suhr-Institut) mit ihrem Vortrag „Föde-
ralismus – Dauerbaustelle der deutschen De-
mokratie?“, gefolgt von Prof. Dr. Schieren (Ka-
tholische Universität  Eichstätt-Ingolstadt) mit 
einem Vortrag zu der Frage „Schattenboxen 
oder Schattenwurf? Formalität und Informalität 
im Dickicht des föderalen Sozialstaats“.

Die anschließende Podiumsdiskussion zur 
Frage „Kratzer am Demokratiemodell?“, den 
Titel einer jüngst erschienen Ausgabe der von 
Prof. Dr. Peter Massing mitherausgegebe-
nen Zeitschrift POLITIKUM aufgreifend, wur-
de den beiden Schwerpunkten des Wissen-
schaftlers Prof. Dr. Peter Massing gerecht, 
dem politikwissenschaftlichen ebenso wie 
dem politikdidaktischen. Moderiert von Prof. 
Dr. Johannes Varwick (Martin-Luther-Univer-
sität Halle-Wittenberg) diskutierten Prof. Dr. 
Stefan Schieren, Prof. Dr. Sabine Kropp, Prof. 
Dr. Peter Massing, Prof. Dr. Tanja Börzel und 
Thomas Gill darüber, für wie intakt sie die 
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Demokratie in Deutschland und den Zusammenhalt der EU halten, sowie über die Frage, welche Schlussfolge-
rungen sich aus dieser Bestandsaufnahme für Bürger_innen und ihre politische Bildung ergeben. Prof. Dr. Peter 
Massing selbst schließt die Podiumsdiskussion mit den Worten zur Aufgabe und Situation der Politischen Bildung: 
„Politische Bildung löst nicht die Probleme der Politik, das ist Aufgabe der Politik selbst.“

Im dritten Teil der Veranstaltung stand dann die Person Peter Massing im Zentrum. Humorvoll und gespickt mit 
persönlichen Anekdoten zeichnete sein langjähriger Mitstreiter und Freund Prof. Dr. em. Gotthard Breit (Otto-von-
Guericke-Universität Magdeburg) das Bild eines überaus kompetenten und engagierten Kollegen, der sich zwar 
inhaltlich wunderbar streiten, dabei aber nie verletzend werden kann:

 „Seine Vernunft, verbunden mit seiner Freude an Kommunikation, bewirkt, dass Peter Massing bei aller 
streitbaren Auseinandersetzung rational bleibt, niemals persönlich verletzt und so um sich herum Frieden 
erzeugt. Das ist viel, das ist sehr viel. Doch kann seine Rationalität auch nerven. Unterhalten Sie sich nie 
mit ihm über Fußball. Auf die Frage nach seinem Lieblingsverein antwortete er einmal, mit sich und seinem 
Denkansatz sichtlich zufrieden: „Ich habe mir die Tabellen angesehen und dann den Verein gewählt, der 
immer gewinnt. Ich bin für Bayern München.“ So geht das nicht. Fußballfan ist man nicht nur mit Vernunft, 
mit Augenmaß, sondern auch und vor allem mit Leidenschaft.“

Das Schlusswort hatte schließlich der Geehrte selber. Prof. Dr. Peter Massing blickt dankbar auf seine langjährige 
wissenschaftliche Arbeit zurück: dankbar für das Privileg, unabhängig das erforschen zu können, wofür er wirklich 
brennt, und zugleich dankbar für die Unterstützung seiner Familie und seiner Freunde. 

Paulina Lanäus, Rosa Siekmann und Katharina Studtmann

Hannover, 16.03.2016
Demokratie stärken – Politische Bildung ausbauen 

Der Zulauf rechtspopulistischer und rechtsextremer außerparlamentarischer Organisationen und die jüngsten
Wahlergebnisse auf Kommunal- und Landesebene zeigen: die demokratische Substanz in Deutschland ero-
diert. Immer mehr Menschen in Deutschland verbinden wirtschaftliche und kulturelle Ängste mit politischen 
Ressentiments. Wie nie zuvor in der jüngeren Geschichte der Bundesrepublik Deutschland wird deutlich: Die 
Demokratie lebt von der demokratischen Kultur ihrer Bürgerinnen und Bürger.

Die Grundlage für einen verantwortungsbewußten Souverän wird in den Schulen gelegt. Die Deutsche Verei-
nigung für Politische Bildung (DVPB) appelliert vor diesem Hintergrund, die Politische Bildung bundesweit zu 
stärken und damit dem Demokratie-Auftrag von Schule und Gesellschaft nachzukommen.1

Die DVPB fordert die Kultusministerinnen und Kultusminister aller Bundesländer auf:
(1)	 Politische Bildung in allen staatlichen Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen zu verankern und in allen 

staatlich zertifizierten Bildungsgängen zu gewährleisten.
(2)	 An allen allgemeinbildenden Schulen ab dem 5. Schuljahr ein Pflichtfach der Politischen Bildung sicherzu-

stellen, das durchgängig mit mindestens zwei Wochenstunden pro Schulhalbjahr unterrichtet wird. Dieses 
Unterrichtsfach muss die Inter- und Transdisizplinarität der Politischen Bildung berücksichtigen. Denn po-
litisch verantwortungsbewußt urteilen und handeln kann nur, wer gesellschaftliche Herausforderungen in 
ihrer Mehrdimensionalität erfasst und auf demokratische Werte bezieht. 

(3)	 Endlich ausreichend Fachlehrkräfte für die Unterrichtsfächer der Politischen Bildung einzustellen. So wur-
den im Schuljahr 2014/2015 beispielsweise im Fach „Politik-Wirtschaft“ an den allgemeinbildenden Schulen 
in Hessen in der neunten Jahrgangsstufe am Gymnasium 46,6%, an der Realschule 44,9% und an der 
Hauptschule sogar 55,6% der Unterrichtsstunden fachfremd erteilt (Hessischer Landtag 2015, Anlage 14),2 
für einzelne Jahrgänge fallen die Zahlen noch dramatischer aus (vgl. ebd.).

Politische Bildung ist keine Nebensache, sondern das Fundament einer vitalen Demokratie!

1	 Vgl. Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 06.03.2009: Stärkung der Demokratieerziehung. Berlin: Sekretariat der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland. 

2	 Hessischer Landtag (2015): Antwort der Landesregierung auf die große Anfrage der Abgeordneten Degen, Geis, Hart-
mann, Hofmeyer, Merz, Qaunz, Yüksel (SPD) und Fraktion betreffend Unterrichtssituation und Lehrkräftebedarf in Hes-
sen. Wiesbaden: Hessicher Landtag, Drucksache 19/2933 vom 14.12.2015.
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»Der Skandal fängt an«,

liebe Kolleginnen  und Kollegen,

»wenn die Polizei ihm ein Ende bereitet«« (Karl Kraus) Beziehungsweise: ... zu bereiten versucht. Im 
Sommer 2015 ersuchte die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) das Bun-
desinnenministerium, die Bundeszentrale für politische Bildung anzuweisen, den Band »Ökonomie und 
Gesellschaft – Zwölf Bausteine für die schulische und außerschulische politische Bildung« aus dem 
Verkehr zu ziehen. Das Innenministerium untersagte der Bundeszentrale den weiteren Vertrieb des 
Bandes  mit der Begründung, in einem der darin enthaltenen Beiträge werde die Lobby Arbeit von Wirt-
schaftsverbänden einseitig negativ dargestellt. Laut homepage der Bundeszentrale war der Band darauf 
hin »vergriffen«.

Ein soziologisches Ärgernis an diesem Fall ist, dass er genau den schlichten Vorstellungen der Theo-
rie des staatsmonopolistischen Kapitalismus über  das Verhältnis zwischen Kapital und Staat  entspricht. 
Der Staat als »geschäftsführender Ausschuss der herrschenden Klasse« oder so ähnlich. Dagegen kann 
man aus verbändesoziologischer Sicht daran erinnern, dass die Sicht auf Verbände als Störfaktoren 
demokratischer Politik längst als überwunden gilt, dass in komplexen kapitalistisch-demokratischen  Ge-
sellschaften politische Mit-Steuerung durch Verbände keineswegs immer etwas Schlechtes sein muss, 
und Lobbyismus Politik darüber informiert, welche Folgen sie haben kann und  mit welchem  Widerstand 
sie rechnen muss. Das kann nützlich sein. Im vorliegenden Fall freilich ist – mit  einem  gewissen  Amü-
sement – festzuhalten, dass  durch  Lobbying gegen einen kritischen Text über  Lobbying  der Inhalt  des 
Textes eindrucksvoll bestätigt  wird.

Der  Protest (unter anderem des Vorstands der DGS),  der sich erhob, und ein breites Medienecho  führ-
ten  dazu, dass das Vertriebsverbot wieder aufgehoben  wurde. Der  Band  kann  für 7 Euro  bei der Bun-
deszentrale bezogen werden. All das findet man genau dokumentiert unter der Adresse: www.iboeb.org. 

Mir geht es hier um den Vorwurf, der im Zusammenhang mit diesem Skandal zu hören war: Zensur! 
Er kam unter anderem von LobbyControl, aus dem Vorstand des DGB und abgeschwächt  in »Die Welt«. 
Die Empörung  kann ich verstehen, aber mit dem Zensur-Vorwurf sollte man vor sichtig umgehen. Die In-
tervention der BDA ist politisch unredlich und ungeschickt. Dem Innenministerium ist vorzuwerfen, dass 
es die Intervention eins zu eins umsetzt. Dem Grundrecht, »sich aus allgemein zugänglichen Quellen 
ungehindert zu unterrichten« (Art 5(1) GG), ist das keineswegs förderlich. Aber ist es Zensur? Erstens  
ist festzuhalten, dass das Vertriebs verbot  des Innen-ministeriums nicht bewirkt, dass die Äußerung  
und Verbreitung der inkriminierten Inhalte  tatsächlich unterbunden werden. Eine – freilich teurere – Ver-
lagsversion des Bandes wäre wohl  jederzeit machbar. Zensur im Sinne des Grundgesetzes läge vor, 
wenn für den Text der einzige Weg an die Öffentlichkeit  über  die Bundeszentrale  für  politische Bildung 
führte. Und zweitens ist zu bedenken, für welchen Zweck der Text bestimmt ist. Es handelt sich um ein 
Lehrmittel. Und es liegt im Wesen pädagogischer  Konstellationen, dass Lesetexte von Jugendlichen  als 
Schülerinnen und Schüler nicht frei gewählt, sondern von Lehrerinnen und Lehrer gefiltert und vermit-
telt werden. In diesem Sinne bleiben Schülerinnen und Schülern laufend unzählige Texte vorenthalten,  
die jedoch als Informationsquellen außerhalb der pädagogischen Konstellation für sie zugänglich sind. 
Damm  geht der Vorwurf der Zensur ins Leere.

Die Empfänglichkeit des Innenministeriums für die Intervention der BDA ist also nicht Zensur, sie ist 
aber ein Skandal. Das ist, aus heutiger Sicht, kein Werturteil, sondern eine Tatsachenfeststellung.  Die 
breite Aufmerksamkeit, die der Band nun findet, ist auch der BDA und dem Innenministerium zu verdan-
ken. Die BDA-Intervention hat mit ihrem Scheitern das Gegenteil dessen bewirkt, was sie beabsichtigte. 
Das entspricht dem, was Karl Kraus gemeint hat. Vermutlich hat der  Zensur-Vorwurf, der in zahlreichen 
Wortmeldungen mitschwang, dazu beigetragen, dass der Fall so intensiv skandalisiert wurde. Dennoch: 
Zensur ist eine viel zu ernste Angelegenheit, als dass man eine derart unbeholfene Aktion so nen-
nen sollte. Denn solche dramatisierenden Begriffsverwendungen bergen die Gefahr einer diskursiven 
Selbstenteignung: Wenn es jemals wirklich ernst werden sollte, hat man kein politisch brauchbares 
Vokabular mehr.

Ihr
Georg Vobruba

SOZIOLOGIE – Herausgeber im Auftrag von Konzil und Vorstand der Deutschen 
Gesellschaft für Soziologie: Prof. Dr. Georg Vobruba
Editorial vom Herausgeber  –  Jahrgang 45 - Heft 1 - 2016
Der Abdruck erfolgt mit freundlicher Genehmung des Verfassers.
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Landeszentrale für politische Bildung 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
zur Ergänzung der bereits vorliegenden Dokumente hat der Vorstand der DVBP in seiner letzten Vorstandssitzung nach 
einer intensiven und breiten Diskussion die folgende Empfehlung für die Neugründung beschlossen. 
 
Vorbemerkung: 
1. Die geplante finanzielle Ausstattung  in Höhe von nur 1,0 Mio. € pro Jahr muss dringend erheblich erhöht werden, 

damit die neue Landeszentrale nicht auf eine nur impulsgebende und netzwerkbildende Funktion reduziert wird.  
2. Unter  Berücksichtigung  der  zu  erwartenden  Personal‐,  Raum‐  und  Sachkosten  für  die  Administration  und  reine 

Dienstleistungstätigkeiten  verbleiben  für Veranstaltungen und Publikationen  keine Mittel mehr. Hinzukommt der 
Aufwand für die Grundausstattung der Zentrale.  

3. Mit den  jetzt vorgesehenen Mitteln  sollte deshalb  in einer Aufbauphase von einem  Jahr ein  tragfähiges Konzept 
erarbeitet werden.  

4. Für eine funktionsfähige LpB sollten für die Folgejahre mindestens 4,0 Mio Euro zur Verfügung stehen. Niedersach‐
sen ist das viertgröße Land nach Einwohnerzahl und das zweitgrößte nach Fläche (eine besondere Herausforderung 
für die Aufgaben der LpB). In Relation zu anderen Landeszentrale muss dies in der Mittelausstattung berücksichtigt 
werden. 

5. Die neuzugründende  Landeszentrale  sollte keine Alibieinrichtung des  Landes Niedersachsen  für die Politische Bil‐
dung werden. Die Politische Bildung in Niedersachsen braucht deutlich mehr als eine „Verwaltungsstelle“ zu Koordi‐
nierung der Arbeit der bestehenden  freien Bildungsträger und keine zentrale Stelle zur Verteilung von Fördergel‐
dern. 
 

A. Zur Zielsetzung 
 „Eines der obersten Ziele schulischer Bildung überhaupt ist es, junge Menschen zu befähigen, sich in der modernen 

Gesellschaft zu orientieren und politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Fragen und Probleme kompetent zu 
beurteilen. Dabei sollen sie ermuntert werden, für Freiheit, Demokratie, Menschenrechte, Gerechtigkeit, wirtschaft‐
liche Sicherheit und Frieden einzutreten.“1 Die  Kultusministerkonferenz hat mit dem Beschluss vom 06.03.2009  zur 
Stärkung der Demokratieerziehung ein wichtiges Zeichen gesetzt. Demokratieerziehung ist auch ein wichtiges Anlie‐
gen der Erwachsenenbildung. Erziehung zur Demokratie muss deshalb die zentrale Aufgabe der neuen Landeszent‐
rale werden.   

 Die Landeszentrale sollte ein überparteiliches und plurales Forum der Politischen Bildung in Niedersachsen sein und  
Menschen und Strukturen der demokratisch‐politischen Kultur stärken.  

 In Kooperation mit anderen  Landeseinrichtungen, den Ministerien und  zivilgesellschaftlichen Akteuren der Politi‐
schen Bildung sowie kommunalen Einrichtungen sollte sie zielgruppenorientierte Veranstaltungen initiieren.  

1 https://www.kmk.org/themen/allgemeinbildende‐schulen/weitere‐unterrichtsinhalte/demokratieerziehung.html 
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Markus Behne – Lerchenweg 14 – 26209 Hatten‐Sandkrug 
   
An die  
Bildungspolitischen Sprecher und Sprecherinnen 
der Fraktionen des niedersächsischen Landtags 

 

Markus W. Behne 
behne@civic‐institute.eu 
Tel.:  04481‐907307 
Handy  0163‐2515913 
Internet:  www.dvpb‐nds.de 
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 Die Landeszentrale sollte  insbesondere bei der Organisation und Durchführung von Veranstaltungen und der Erar‐
beitung und Verbreitung von Publikationen mit anderen Landeszentralen und der Bundeszentrale für politische Bil‐
dung kooperieren. Dies gilt insbesondere in Bezug auf aktuelle Schwerpunktthemen. 
 

B. Zur Struktur 
 Das Kuratorium 

 
o Aufgaben 

Das Kuratorium soll die Überparteilichkeit der Landeszentrale gewährleisten. Über die Arbeit der Landeszentra‐
le ist dem Kuratorium jährlich Bericht zu erstatten. Das Kuratorium kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder die 
Landeszentrale beauftragen, zu  Schwerpunktthemen gemeinsam mit dem Kuratorium Sachverständige zu hö‐
ren und der Direktorin/dem Direktor Empfehlungen für die thematische Arbeit der Landeszentrale vorlegen. 

o Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte den/die Vorsitzende sowie den/die Stellvertretung. Sie sollten nicht bei‐
de dem Landtag angehören. 

o An den Sitzungen nehmen  jeweils ein/e Vertreterin des Ministeriums  für Wissenschaft und Kultur  sowie des 
Kultusministeriums ohne Stimmrecht teil. 
 

o Mitglieder 
Das Kuratorium sollte aus maximal 25 Mitgliedern bestehen.  

 12 Mitglieder des Landtages  
 1 VertreterIn des Volkshochschulverbandes Niedersachsen 
 1 VertreterIn des Landesverbandes der Heimvolkshochschulen 
 1 VertreterIn des Landesjugendringes Niedersachsen 
 1 VerterterIn des Landeselternraets 
 1 VertreterIn des Landesschülerrates Niedersachsen 
 1 VertreterIn der Didaktik der Politischen Bildung  
 1 VertreterIn der Deutschen Vereinigung für politische Bildung e.V. – Niedersachsen 
 1 VertreterIn der Stiftung niedersächsische Gedenksättten 
 5 VertreterInnn der Träger der politischen Bildungsarbeit (Sozialpartner, Parteistiftungen etc.) 

 
o Benennung ‐ jeweils für eine Wahlperiode 

 Die Mitglieder des Landtags werden entsprechend der Fraktionsstärke von den Fraktionen benannt. 
 Die übrigen VertreterInnen werden auf Vorschlag der  jeweiligen entsendenden Organisation und  im 

Einvernehmen mit dem Landtag vom Präsidenten/der Präsidentin des Landtages jeweils für die Dauer 
einer Wahlperiode benannt.  

 
 Aufgabenbereiche der LpB 

Aufgrund der begrenzten Mittel, sollte die LpB  in der Aufbauphase mindestens  folgende Funktionsstellen einrich‐
ten: 

1. Direktor/in ‐ Grundsatzfragen der Politischen Bildung/Landeskunde/Landesgeschichte 
2. Sekretariat 
3. stv. Direktor/in  (diese Funktion sollte von einer/em  InhaberIn der Aufgabenbereiche 5 bis 9  in Personal‐

union übernommen werden) 
4. Verwaltung 
5. Grundsatzfragen schulische Politische Bildung  
6. Grundsatzfragen non‐formale Politische Bildung  
7. Veranstaltungen und Kooperationen 
8. Publikationen  (Der Versand der Publikationen sollte nicht durch die LpB getätigt werden, sondern durch 

einen externen Dienstleister – Verlag). 
9. Multimedia in der Politischen Bildung 

Mit freundlichen Grüßen, 
 

 
Markus W. Behne 
1. Vorsitzender 

 
Henrik Peitsch 
Landesgeschäftsführer 
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Wenn es um die Zukunft der Industrie in Deutschland geht, 
dann ist ein Schlagwort allgegenwärtig: „Industrie 4.0“. Was 
sich genau dahinter verbirgt, bleibt jedoch häufi g unklar. Meis-
tens ist die Rede von einer zunehmenden Digitalisierung und 
Automatisierung der Produktion, von der „smarten Fabrik“ 
oder der Vernetzung von Mensch und Maschine. Manche spre-
chen gar von der „vierten industriellen Revolution“ oder einem 
„zweiten Maschinenzeitalter“. 

 Qualifi kation
Die Verbreitung neuer Technologien dürfte die Anforderungen 
an die Qualifi kation der Beschäftigten verändern. In der For-
schung ist jedoch umstritten, auf welche Weise dies geschehen 
wird. Verbreitet ist die Einschätzung, dass es zu einem „Upgra-
ding von Qualifi kationen“ kommen wird. Sowohl die IT-Kom-
petenz als auch die Fähigkeit, eigenverantwortlich und in ver-
netzten Prozessen zu denken, werde an Bedeutung gewinnen 
– nicht nur für wenige Spezialisten, sondern in allen Bereichen 
der Produktion. Nach einer Umfrage des Fraunhofer-Instituts 
für Arbeitswirtschaft und Organisation gehen rund 80 Prozent 
der Unternehmen davon aus, dass die Produktionsmitarbeiter 
für die Anforderungen der Zukunft weiterqualifi ziert werden 
müssen. Besonders profi tieren könnten demnach die Fachar-
beiter, die die Kontrolle über Produktionsabläufe erhalten, un-
terstützt durch intelligente Systeme. Damit verbunden wäre 

ARBEITSWELT

Was die Industrie 4.0 den Beschäftigten bringt
Neue Technologien werden die industrielle Produktion grundlegend verändern. 
Welche Rolle spielen dabei die Arbeitnehmer? Wo liegen Chancen und Risiken? 

eine Aufwertung von Industriearbeit insgesamt.
Ein anderer Ansatz geht von einer stärkeren „Polarisierung 

von Qualifi kationen“ aus. Das heißt: Auf der einen Seite könn-
ten anspruchsvolle, hochqualifi zierte Tätigkeiten an Bedeu-
tung gewinnen, auf der anderen Seite nur einfache Arbeiten 
übrig bleiben. In diesem Szenario wäre eine handverlesene 
Expertengruppe für die Installation und Wartung der Syste-
me verantwortlich, während die Mehrheit der Angestellten le-
diglich ausführende Arbeiten übernähme. Damit verbunden 
wäre ein Prozess der Dequalifi zierung für zahlreiche Beschäf-
tigte. In dem Maße, in dem Maschinen an Autonomie gewin-
nen, könnten Facharbeiter ihre Handlungskompetenz verlie-
ren. Konkret könnte es sich dabei um Arbeiten der Montage 
und Überwachung, aber auch um Verwaltungs- und Servicetä-
tigkeiten auf mittlerem Qualifi kationsniveau handeln. Welcher 
Weg der wahrscheinlichere ist – „Upgrading“ oder „Polarisie-
rung“ –, lässt sich bislang nicht absehen. Denkbar wäre auch 
ein „Hybridszenario“, das zwischen beiden angesiedelt ist.

 Arbeitsbedingungen
Eine der wichtigsten Fragen wird lauten, unter welchen Be-
dingungen die Beschäftigten in der „Industrie 4.0“ arbeiten 
werden. Zum Beispiel könnte die Entkopplung von Arbeits-
zeit und Arbeitsort auch in der Industrie zur Regel werden. 
Weit mehr als bisher könnten sich fl exible Formen der Projek-

4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4.0 4 4 4 
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Von der Dampfmaschine zur Industrie 4.0

Erste industrielle Revolution
Die erste industrielle Revolution markiert 
den Übergang von der Agrar- zur Industrie-
gesellschaft, ermöglicht durch technische 
Neuerungen wie den mechanischen 
Webstuhl oder die Dampfmaschine.

Zweite industrielle Revolution
Neben die Textil-, Eisen- und Stahlproduktion 
treten die Chemie- und Elektroindustrie als 
neue Leitsektoren. Neue Fertigungstechniken 
wie die Fließbandarbeit erleichtern
die Massenproduktion. 

Dritte industrielle Revolution
Der Einsatz von Computern und Robotern 
führt zu einer stärkeren Automatisierung 
der Produktion. 

Vierte industrielle Revolution
Die sogenannte Industrie 4.0 kennzeichnet 
die Vernetzung von Mensch, Maschine 
und Produkt – über das Internet in Echtzeit. 
Durch dezentrale Steuerung wird die 
Produktion schneller und flexibler. 

...
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 Quelle: DFKI, eigene Recherche     Grafi k zum Download: bit.do/impuls0057
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soziAle dienstleistungen

Hoch motiviert, schlecht bezahlt
Über vier Millionen meist weibliche Beschäftigte arbeiten in sozialen Berufen.  
Was sie verbindet, ist nicht nur der Dienst am Menschen. Hinzu kommt hohe  
Motivation trotz hoher Belastungen und Unzufriedenheit mit der Bezahlung. 

Stress und körperliche Anstrengung sind in der Kranken- und 
Altenpflege sowie der Kindererziehung an der Tagesordnung. 
Dass die Beschäftigten diese Belastungen trotz vergleichs-
weise bescheidener Bezahlung auf sich nehmen, liegt an ih-

rer hohen persönlichen Motivation. Angesichts aktueller Per-
sonalengpässe und weiter steigender Nachfrage, besonders 
im Pflegesektor, besteht aber dringender Handlungsbedarf. 
Man werde „junge Menschen langfristig nur mit steigenden 
Löhnen und besseren Arbeitsbedingungen dazu motivieren 
können, einen entsprechenden Beruf zu erlernen“, urteilen 
Robert Helmrich vom Bundesinstitut für Berufsbildung und 
sein Team. Die Wissenschaftler haben im 
Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung eine 
Reihe von Statistiken und Befragungen 
ausgewertet, um die Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktsituation sowie die Arbeits-
bedingungen in Pflege und Erziehung zu 
dokumentieren. Die wichtigsten Befunde:

   f Beschäftigt sind in diesen Berufen 
vor allem Frauen. Die Teilzeitquote 
ist hoch.

   f Ein hohes Arbeitspensum, psychische 
Belastungen sowie permanente kör-
perliche Mühen mit entsprechenden 
gesundheitlichen Folgen sind die Re-
gel. Heben und Tragen, Arbeiten im 
Stehen, in gebückter, hockender oder 
kniender Stellung führen zu Erkran-

kungen des Muskel-Skelett-Systems. Die Folge sind über-
durchschnittlich hohe Krankenstände – obwohl Erziehe-
rinnen und Pflegerinnen häufiger als andere Beschäftigte 
auch an Tagen zur Arbeit kommen, an denen sie besser zu 
Hause geblieben wären, um eine Krankheit auszukurieren. 
Speziell bei der Arbeit von Erzieherinnen kommt eine wei-
tere extreme Belastung hinzu: Lärm.

   f Charakteristisch für die sozialen Dienstleistungen ist, dass 
die Beschäftigten häufig verschiedene Arbeiten oder Vor-
gänge gleichzeitig im Auge behalten müssen; Störungen 
und Unterbrechungen sind eher der Normalfall als die Aus-
nahme. Auch das stresst.

   f Termin- und Leistungsdruck sind ausgeprägt. Jeder Dritte 
fühlt sich durch die Arbeitsmenge überfordert; unter den Er-
werbstätigen insgesamt trifft dies nur auf jeden Fünften zu. 

   f Der Wunsch, vorzeitig in den Ruhestand zu gehen, ist sehr 
weit verbreitet. 

   f Für Kranken- und Altenpflegerinnen gilt: Im Vergleich zu 
anderen Berufen ist der Anteil der Routinetätigkeiten hoch. 
Erzieherinnen, deren Job zu einem überdurchschnittlichen 
Teil aus Wissensarbeit besteht, haben dagegen mehr Ab-
wechslung. Entsprechend sind Letztere mit „Art und Inhalt 
ihrer Tätigkeit“ häufiger sehr zufrieden als Pflegefachkräfte.

   f Der Weiterbildungsbedarf der Beschäftigten ist in allen drei 
Berufen sehr ausgeprägt.

   f Pflegefachkräfte und Erzieherinnen sind „deutlich weni-
ger zufrieden mit dem Einkommen“ als die Beschäftigten 
im Durchschnitt. 

Bereits ab 2020 werden in den Pflegeberufen nicht mehr ge-
nügend Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, erwarten die For-
scher. Für Entlastung könnte neben attraktiveren Arbeitsbe-
dingungen die Zuwanderung sorgen.<

Quelle: Robert Helmrich u.a.: Attraktivität und Zukunftsaussichten in den Berufsfeldern Pflege 
und Erziehung, Working Paper Forschungsförderung Nr. 11, April 2016   
Download: bit.do/impuls0384
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Sozialer Dienst als Last
So viele Beschäftigte in den sozialen Dienstleistungen äußern ...
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Dienst am Menschen meist in Teilzeit
So viele Beschäftigte arbeiten in Vollzeit oder Teilzeit als ...
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VerTeiluNG

Arm bleibt arm
Der wirtschaftliche Aufschwung in Deutschland geht an Teilen  
der Bevölkerung vorbei. Die Ungleichheit der Einkommen ist zuletzt  
wieder gestiegen, die Aufstiegschancen sind geringer.

Die Wirtschaft ist kräftig gewachsen. Die Zahl der Arbeitslo-
sen ist auf einen Tiefstand gefallen. Und sogar die realen Löh-
ne sind in den vergangenen Jahren gestiegen. Das Problem: 
„Der Aufschwung ist nicht in allen Bevölkerungsschichten an-
gekommen, sondern verteilt sich höchst ungleich“, schreibt Do-
rothee Spannagel im aktuellen WSI-Verteilungs-
bericht. Nachdem sich die Einkommen von Arm 
und Reich zu Beginn der 2000er-Jahre besonders 
stark auseinanderentwickelt hätten, habe die Un-
gleichheit gegen Ende des Jahrzehnts stagniert, 
zuletzt jedoch wieder zugenommen.

Die verfügbaren Einkommen der unteren 40 
Prozent der Verteilung sind in den letzten 15 Jah-
ren gesunken. Selbst in der Mitte der Bevölke-
rung sind die Entgelte unter Berücksichtigung 
der Inflation lediglich konstant geblieben. Die 
Zuwächse der oberen 10 Prozent fallen hinge-
gen „weit überdurchschnittlich“ aus. Angetrie-
ben wird diese Entwicklung vor allem durch die 
wachsende Bedeutung von Kapitaleinkommen: 
In den 1990er-Jahren stiegen Gewinneinkommen 
und Arbeitnehmerentgelte zunächst parallel an, 
zwischen 2003 und 2007 schossen Erstere dann 
in die Höhe. Der Anteil der Arbeitseinkommen 
am gesamten Volkseinkommen ist dadurch zu-
rückgegangen – die Lohnquote sank von 72,5 
Prozent im Jahr 2000 auf aktuell rund 69 Prozent. 

Zugleich ist die Armut gewachsen: Anfang 
der 2000er-Jahre galten 10 Prozent der Deut-
schen als arm, 2012 gut 14 Prozent. Der Anteil 
der Reichen ist ebenso gestiegen – daran hat 
auch die Finanzkrise nichts geändert. „Die sehr 
Reichen schweben regelrecht über den konjunk-
turellen Krisen, während viele Arme auch von 
einem länger andauernden wirtschaftlichen Auf-
schwung kaum profitieren können“, so die Au-
torin. Die Verteilung der Einkommen sei in den 
letzten drei Jahrzehnten deutlich ungleicher ge-

worden – und zugleich habe sich die Chancengleichheit ver-
ringert: Arme blieben heute mit höherer Wahrscheinlichkeit 
arm, Reiche reich.<
Quelle: Dorothee Spannagel: Trotz Aufschwung: Einkommensungleichheit geht nicht zurück, 
WSI-Verteilungsbericht 2015 Download: bit.do/impuls0160
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Die Armut wächst, der Reichtum auch
Der Anteil der Armen und der Reichen in Deutschland betrug …
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Kapitaleinkommen legen stärker zu
So entwickelten sich die Arbeitseinkommen im Vergleich zu 
Vermögens- und Unternehmensgewinnen …
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Als arm gelten Personen in Haushalten mit weniger als 60 Prozent des Medianeinkommens,   
als reich diejenigen mit mehr als 200 Prozent.    Quelle: Spannagel 2015      
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